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Besetzung des bischöflichen Stuhls nd Domkapıtels.
Diese soll ach dem ortlaut der beiden Breven OIn

März 18528 VOTSCHOMM werden. ort 1eilst CS, dafls ZUMM

Bischof LUr ein solcher gewählt werden soll, VOIl welchem
das Domkapıtel weıls, dals eTr dem Könige nıcht ‚„ MINUS
STAaLUS i£ Se1. Das (GHleiche gilt VON den Domkapitularen.

Damıiıt War das Fundationsinstrument OIn Maı 18928
aufgehoben. Ks annn also nach dem Konkordat jeder Ausländer
gewählt werden, %renn Nan 1Ur weils, dals Gr dem König
nicht unangenehm ist. Nun könnte Ja die Kegierung die Be-
stimmungen des Fundatıonsinstruments un der ebenfalls durch
die Konvention aufgehobenen Verordnungen vom A Mai 1528
und Januar 1830 adurch aufrecht erhalten, dals SIE jeden
Kandıdaten, welcher nıcht dıe dort verlangten Fıgenschaften
besitzt, als minus gratus bezeichnet, allein, WenNnn dies, aruh)
annn diese Verordnungen aufheben? Würde die Kurie Von
der kKegierung nıcht das Gleiche gefordert haben, WwW186 be1

Vgl ben 188 ,
Ziur leichteren Unterscheidung ur den Leser bezeichnen WIT

dıe Artikel der Konvention 1857 miıt römischen, die des Gesetzes
VoO  S 1862 miıt deutschen Zifiern.
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Art }  9 A, Bischöfliche Instruktion, und dann der gleiche
Konflikt ausbrechen, auf den bei genannteni Artikel wırd
hingewiesen werden? Ja Kardinal Reisach erklärte während
der Unterhandlungen ausdrücklich, das echt, alle Personen
bis auf emne, beziehungsweise auf ZWeEI streichen un
mıt dıe Vorlage eiıner Liste veranlassen, werde dıe
Kurie der Kegierung n1ıe€e zugestehen. Iso blieb die
Beurteilung, ob die Person MINUS grafta sel, zuletzt be]1 Rom.

ollte die heglerung eSs sıch nıcht gefallen Jassen , War
der Konflikt da

Dagegen verlangt das Gesetz ausdrücklich (Art 4,Abs 23 dals CS bei en Bestimmungen des Fundations-
ins!:ruments bleibe.

Art; IL
Bischöflicher Eıd

Der Kid, w1e ih der Bischof dem Könige schwören
hat, enthielt VOT der Konvention och den Gehorsam
die Staatsgesetze, 1ın der Kıidesformel der Konvention ist
1es weggelassen und NUr obedientia ei fidelitas heglaeMajestati e SUCCESsSOor1Ibus uls gyesetizt Dagegen ist eINgE-schaltet sıicut decet Kpiscopum. Wıe dieser Beisatz AUS-

gelegt werden kann, ist einleuchtend. Wer 1Ur A Röm.
13, dgl denkt, wırd unbefangen übersetzen: Wie es
jedem Christen zukommt, VOT allem einem Bischof, der
Obrigkeit freu und gehorsam se1n , Wer aber das ka-
nonısche Recht und die Geschichte kennt, der weıls, dafls
der Satz eine Kinschränkung enthält und be]l jedem etwaıgenUngehorsam der Bischof sıch darauf berufen ann : sicut
decet Kpiscopum.

Wie von 1562 der Eıd lautet, konnte der Verfasser
nıcht erfahren, aber da die Konvention Ja törmlich auf-
gehoben wurde, mulste mıt ihr auch der Eıd fallen und
da Art. des Gesetzes bei der Bischofswahl ausdrücklich
das Fundationsinstrument als Norm aufstellt, ist es JaNIC. anders möglıch, alg dals auch der dort vorgeschriebeneKid, Ww1e er VOoOr der Konvention bestand , Jetzt giltig ıst,ebenso WwW1e ın Baden
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Art 111
handelt von der Dotatıion des Bıistums.

Art
Pro regımıne Dioecesıs ‚PISCOPO 23 Jura Oomnıa - exercere

liberum erıt, QUAC ın vım pastoralis Kıus mınısterı1 S1ve
deeclaratıone S1V@e CX disposıtione Canonum Juxta
praesentem e Sancta sede adprobatam Ecclesiae dis-
ciplinam 1psı competunt praesertim :

Damit ist die Herrschaft des kanonıschen rechts 1m
Was ist die ]Ööcese Rotten-Prinzıp vollständıg festgestellt.

burg‘? Integrum khegnum W ürttembergense antwortet die
ulle Provıda solersque. afls dıes ernst gemeınt ist, be-
weıst J& das kanonıische Recht, Tridentinum un: Catechis-
1NUS Komanus, un!' viele Aussprüche der Päpste und
Kirchenrechtslehrer, jJüngst och klar un! unzweldeutig
der Brief 1US Kalser Wiılhelm VO August 1873,;
1n welchem der aps unbedingt behauptet: „Jeder, wel-
cher dıe Taufe empfangen hät, gehört 1n irgend-
einer Beziehung oder auf irgendeme Weıise, welche 1er
näher darzulegen nıcht der Ort ıst, gehört, SaSC ich, dem
Papste 2n  66 Nirgends ist 1m Konkordat gesagt, dafs sich
dıe Rechte des Bischofs 1Ur autf die gyläubigen Katholiken,
nıcht auch autf die Ketzer beziehen. Das ist stillschweigende
Voraussetzung , wiıird der Verteidiger desselben enigegnen.
Wenn 1e6s der Fall z  W  9 es dann nıcht klar und
deutlich 1n der Konvention aussprechen ? Wiırd die Kurie
je eine solche reservatıo mentalıs anerkennen ? Ja ist; eine
solche 198088 möglıch gegenüber einem klar ausgesprochenen
gegenteiligen Grundsatz ? Alleın davon abgesehen, genNÜgZT,
dafs der Bischof 1m katholischen 'Teil der Diöcese diese
Rechte vorderhand ausübt. Andern siıch die Verhältnisse,

kann Gr sich auf die Konvention stützen, WLn auch
die Ketzer seine Rechte geltend macht oder VOr der

and dann einmal das Eigentum, welches Ketzer wıder-
rechtlich 1m Besıtz haben, Pır Kirchen, welche schon VOr

der Reformatıion standen , oder auch solche, welche von

Ketzern erbaut wurden, da J]a diese eın Recht haben,
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eıgene iırchen besitzen. Die Verfassung spricht in 78
VOoONn „Inneren Angelegenheiten“ der Kırche und VO  a Rechten
des Bischofs „ IN dieser Hınsicht “. Die Konvention weıls
VO  S inneren Angelegenheiten nıchts, ebenso wen1g A die
Kurıe. Die Auslegung der Konvention hegt be]l der Kurıe,
enn diese allein annn doch 1Ur entscheıden, WAaS die N-
wärtig geltende Diszıplin der Kiırche ist. nd nıcht irgend-
eine Regierung. Die oberrheinischen kKegjierungen publi-
7z]ierten den gleichen Anspruch ın der Bulle Dominie1
oTEeDIS eustodiam gyar nıicht Der Be1isatz iın der bischöf-
ıchen Instruktion, dafls der Bischof nıemals solche Canones
Uuern werde, welche WESCH Verschiedenheit der zeıtlichen
un örtlichen Verhältnisse ach der gegen wärtıg geltenden
und OIn apostolischen Stuhl gutgeheilsenen Diszıplın der
Kirche aulser Übung gekommen sınd, besagt nıchts anderes,
als dafls dem Bischof nıcht das Recht zusteht, WAas Ja
ach kanonischem Recht SahNZz selbstverständlich ist. Ks
bleibt beı1 der „gegenwärtig VO heiligen Stuhl gutgeheifse-
nen Diszıplin C

Zu elner Konvention , gollte INa gylauben, gehöre, dafls
Das ist 11ULI"die einzelnen Rechte bestimmt werden.

dem Staat gegenüber der all Dieser ist gebunden, die
Kurıe nıcht, Sollte 7ı. der Staat einmal, gestütz auf das
landesherrliche Patronatrecht der früheren Rechtspraxis, be-
haupten wollen, die Besetzung der Piründen @1 keine ınnere
Angelegenheit der Kırche, steht die nähere Bestimmung
Art 1 entgegen, dafls der Bischof alle Pfründen verleihen
dürfe , mıiıt Ausnahme von jenen, welche einem rechtmäfsie
erworbenen Patronatrecht unterlhegen. Für die Kurie aber
gilt eintach : ea ]jura omn1a ECXEFCETC, QUaE ın V1ım pastoralis
Kjus mınısterı Ipsı compefunt und fortgefahren wird nıcht
quae sSunt oder inquam u.. del sondern praesertim,
dals die nachbenannten Rechte LUr beispielsweise genannt
ınd besonders hervorgehoben sind. Die Ausübung ist durch:
AUS nıcht auf dıe genannfen Rechte beschränkt, sondern
zönnen Jjederzeit och mehr Rechte eingefügt werden ,
bald die Kurie nachweısen kann, dafls sS1e dieselben dem

Bischof zuteilt. Ks können alle Kirchengesetze durchgeführt
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werden, selbst Ketzer, und dies ist J2 dadurch VOLI-

gesehen, dafls dıe Sistierung der letzteren jedesmal Aurch die

Quinquimnalfakultäten auft füntf Jahre erlaubt wird ın der

Hoffnung, dafs bıs dorthın die protestantischen Gegenden
eın ‚„ Missionsgebiet“ mehr se]len , „ WO dıe Ketzereı _ straf-
los wuchert und dıe Inquıisition ihre Thätigkeit nıcht ENt-

falten ann cb
Das Gesetz ON 1862 schneidet den Anspruch 1 alle

Christen schon dadurch ab;, dafls ausdrücklich NUur Bn
geben ıst ZULLF „Regelung des Verhältnisses der Staatsgewalt
ZU.  b katholischen Kirche“ Herner sind c1e Rechte,
welche der Bischof ausüben darf, _ estimm und wird
nirgends ım allgemeınen Von denselben gesprochen.

Das landesherrliche Placet wırd iın Art der Kon-
vention selbst Sar nıicht erwähnt, während es dıe Verfassung
in Abs ausdrücklich beansprucht. Durch Art VI
ist; aber dasselbe eigentlich aufgehoben. ort ist dem ag

gegenüber eine sahr präcıse Fassung gewählt, dafs „alle
Belehrungen un Krlasse des Bischofs, dıe Aktenstücke der

Diöcesansynode, des Provinzilalkonzils und des h. Stuhls
selbst, die /OIL kirchlichen Angelegenheıten handeln , ohne

vorgängıge Einsicht un Genehmigung der könıgl. KegJerung
veröffentlicht werden “. Dies ist der W ortlaut der Kon-
ventıon. Nur dıe bischöfliche Instruktion Zı Art

spricht, eigentlich WwW1e den Absprung nıcht orols
machen und den Verteidigern der Konvention eINe Handhabe
yVA geben, davon, dafls der Bischof bei einem Generale } oder
eıner Verordnung OIl grölserer Bedeutung el t1
eın Kxemplar derselben der könıgl Kegierung mitteilen
werde. ber dıe „gröfsere Bedeutung“ hat natürlich der
Bischof entscheiden. Oder WAS könnte S der Kegı1erung
helfen, ihr nachträglich eıne Verordnung ZUL Kenntnis
ame un! S1e würde dem Bischof 77ı wıissen thun, diese sel1
VO  a gröfserer Bedeutung, hätte ihr a 1SO mitgeteilt werden
sollen ? Der Bischof wird antworten, halte dıe Verordnung
nıicht für eıne VO  } „gröfßerer .Bedeutung“ Aber auch eıne

Mitteilung hat bel e h el t1g Veröffentlichung 1Ur

den Wert einer Höflichkeıt, W%chtiger ist dıe weıtere In-
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struktion, welche sıch auf solche Anordnungen bezieht die
sich nıicht innerhalb der rechtlichen Zuständigkeit der Kıirche
allein halten , sondern sich zugleich auf G(regenstände er-

strecken , welche dem (GQebiet der Staatsgewalt liegen.
ber diese aol] der Bıschof sich Vor deren Veröffentlichung
miıt der Reglerung „iıns Einvyvernehmen setzen‘“. Päpst-
liche KErlasse dieser Art sınd aber ausgeschlossen und 1LUFr

bischöfliche ausdrücklich genannt
Damit 1sT die Bestimmung der Verordnung VO März

1853 aufgehoben, dals solche KErlasse „der Genehmiou
6S 4al (£ unterliegen uch Sagt die Verordnung

„ Was nıcht dem eigentümlıchen Wirkungskreis der Kıirche
legt“ und verlangt dals alle KErlasse gleichzeitig der könig]
Keglerung vorzulegen sınd W o wIıird die Kirche zugeben,
dafs sıch eiwas nıicht innerhalb ihrer rechtlichen Zuständig-
keit allein halte ? Wer entscheidet darüber, welche Erlasse
unter die letztere Kategorie gehören ? Der Bischof verbietet

den Gläubigen den Umgang mıt Ketzern ID hält diesen
Erlafs für Nen VONn Bedeutung un macht der Re-

AufSICTUNG keine Mitteilung Diese erfährt später davon
Vorhalt antwortet der Bıschof, nıcht blofs Sse1 der Erlafs
nıcht VO  ] grölserer Bedeutung, sondern CS gehöre SANZ
die rechtliche Zuständigkeit der Kırche entscheiden , mıt
W der gläubige Katholik umgehen dürfe , und durchaus
nıcht die des Staats ber abgesehen davon, fragen W Ir
Was ao1] CS heilsen , 105 Fınvernehmen Seizen *, WeLNnN die
„Genehmigung “ ausdrücklich aufgehoben 1st. Wenn 11
Einvernehmen eben nıcht zustande kommt Was ann
Dann eEs 1Ur e1inNn Gewalt- un eın Rechtsakt auf
Grund der Konvention, WEeNn der Staat die Veröffentlichunghindern wollte. Der Bıschof hat ach SCiIiNer Instruktion
gehandelt Er setizte sıch 105 Kınvyernehmen m11 der Re-
SICFUNG Eine Vereinigung kam nıcht zustande Das ist
nıcht Schuld Jetzt TE der eben gyenannte Art VI

SsSecin Recht und der Bischof geht auf Grund desselben
mı der Veröffentlichung VOT. War schon inbetreff der
Kognition ber die oröfsere Bedeutung der KErlasse und
ber die (Grenzen der rechtlichen Zuständigkeit der Kirche
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eın Konflikt leicht möglich, muls er 1ı1er notwendig
statthnden, wenn der Staat nıcht einfach alle hirtenamtlichen
Anordnungen nach den Kirchengesetzen gutheilsen will

Kıs ist X11 leicht erkennen, ob CS richtie ıst,
Rümelin (S 218) zuversichtlich sagt 37  Der Bischof hat vVvon

allen allgemeinen Anordnungen un! wichtigeren Spezlal-
verfügungen', auch WEeNN S1Ee dıe inneren Angelegenheıten
der <ırche betreffen , der Kegierung gyJeichzeltige Mittellung
ZzU machen, beı allen Anordnungen 1n gemischten Angelegen-
heıten sich des vorgängıgen Einverständnisses der Kegierung

versichern.““
Immer wıieder mufls dıe rage aufgestellt werden: W enn

dıes der Innn der Konvention se1n soll , steht 1m ext
derselben etiwas davon und Waruhl drückt sich auch der

ortlaut der bischöflichen Instruktion nıcht a 1sO AUS y SON-

dern vielmehr in einer Weıse, welche gerade diese Erklä-
runhn  o& abweıst

KsDagegen spricht sich das Ü esetz bestimmt AaUSsS

verlangt einmal yleichzeıtige Mitteillung a 11 6L V erordnungen
des Bischofs, dalfls die Kegıerung sich vergewı1ssern kann,
ob dieselben blofs innere Angelegenheıten betreffen TDann
aber Sag% Art ausdrücklich, gemischte HKrlasse „ unterliegen
der Genehmigung des Staats ““ IDies ist doch e1n oyrolser
Unterschied VO dem blofisen: „Der Bischof wıird sich 1Ns
Einyvyernehmen setzen c IDR ist auch die Wendung „ An-
ordnungen, wodurch dıe Diöcesanen 7ı eiwas verbunden
werden sollen, W as nıcht SANZ In dem eigentümlichen Wiır-
kungskreıis der Kıirche liegt, SOWI1E auch sonstige Krlasse,
welche 1n staatlıche oder bürgerliche Verhältniısse
eingreifen ““ 1el bestimmter, als dıe 1n der bischöflichen In-
struktion Art der Konvention.

Zudem hat die ammer miıt SCDECN Stimmen be1
Art ‚„„dıe V oraussetzung ausgesprochen, dafls die Staats-
behörde ZU entscheıden habe, ob die Verfügungen
der kirchlichen Behörde Gegenstände dieser oder jener Natur
(d gemischter oder rein kirchlicher Natur) betreffen “.
W eiıter unterwirft das Gesetz denselben Bestimmungen „cie
auf Diöcesan - un! Provinzialsynoden gefta['sten Beschlüsse,
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ebenso die päpstlichen Bullen, Breven und sonstigen KEr-
lasse “4 Überhaupt ıst. Art des Gesetzes Abs
dıe wörtliche Wiederholung Von der könig] Verordnung
VON 1853 un: SC1NeIM Abs » dem Sinn ach dıie VOon

derselben Verordnung
Im Verlauf werden 1U Art der Konvention

einzelne Rechte besonders, aber nıcht ausschlielfslich
namhaft gemacht welche unter dem praesertim angeführt
werden

3 &) alle Pfründen verleihen mıt Ausnahme VON JEHCN,
welche rechtmälsig erworbenen Patronatsrechte unter-
liegen E£

Die Pfründenausscheidung geschah durch e1INne Verstän-
digung der Regierung mıf dem Bischof welche Aprıl
1857 VO päpstlichen Stuhle bestätigt wurde, wonach 1475
Pfründen und JC zweıten oder drıtten Jahr der bischöf-
lichen Kollatur angehören, 18 Pfründen aber 190081 fünf alter-
nıerenden dem königlichen Patronat drei durch e1IN Vor-
schlagsrecht beschränkt Somit darf INa  w} ohl annehmen
dafs der päpstliche Stuhl das rechtmälsig erworbene Patro-
natsrecht nıcht bestreiten ann Allein gerade deshalb 1st
auch hier die Fassung des ortlauts charakteristisch Im
Gesetz heılst „Das Krnennungsrecht des Staates
katholischen Kirchenstellen IST; SOWEIT nıcht auf beson-
deren Kechtstiteln , WwW16e6 namentlich dem Patronat beruht
aufgehoben c Fıs 1st. hier a 180 das Patronat S besteht
als rechtmälfsıe erworben 1DS0O testgestellt (Art In
der Konvention sft 111er noch 6€1NEe Hinterthüre offen s
lassen, dafs möglicherweise auch die rechtmälsige Krwerbung
JS Patronats angezweiıfelt werden annn So hat König
Friedrich gleich der ersten Zeeıit SCIHEGTF keglerung das
landesherrliche Patronatrecht ‚ als Emanation der Liandes-
hoheit ““ durchgeführt und damit nıcht blofs das geistliche,
sondern auch das Patronat Recht der (+emeinden un Stif-
tungen aufgehoben Könnte nıcht JTages, WEeNN die
Zeıiten gÜNsStLg sind die Kechtmäfsigkeit dieser Krwerbung
beanstandet und dem Bischof zugeteilt werden wollen? ]Die
Konvention schützt davor nıcht ohl aber das GÜ e setz‚ WEeNN
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6S sagt Die vormalıgen Patronatsrechte der Gemeinden
und Stiftungen bleiben mı1T dem atrona der Krone Velr-

em1et “* (Art Ebenso behält dasselbe die Anstellung der
Geistlichen eım Militär und öffentlichen Anstalten AUS-

drücklich dem Staate VOlI

Die bischöfLliche Instruktion 7ı dieser Pfründenbesetzung
lautet kirchliche Pfründen nıemals

Geistliche verleihen welche AUS 1ı un auf
Thatsachen gestützten Gründen deı könig] Kegıerung
TE11L bürgerlicher odeı politischer Hinsicht mi[sfällig sSind
IDER Gesetz ordnet (Art 397  Die Kirchenämter, welche
nıicht VOL der Staatsregıerung se]lbst abhängen, können NUur

solche verliehen werden, weilche nıcht
regıcruns unter Anführung VON Thatsachen als ihr
bürgerlicher oder politischer Beziehung mif[sfällıe erklärt
werden Dıiese beiden Fassungen scheinen obeı Aächlich

uch Rü-betrachtet, SAUZ mıt einander ü bereinzustimmen
melın nımmt dies A WEeNnN GT S 2570 ruhlıe sagt „ Auf
dıe Besetzung der geistlichen Stellen übt die R I

nıcht HLE durch den Umfang ihres Patronats den über-
wiegenden FKinfluls AUS, sondern h 9a1 über dıes S B ht
VON allen bischöflichen uın 1111 Priıvatpatronat stehenden
Stellen die ihr AUS staatlichen Gesichtspunkten mi{ställigen
Personen auszuschlielsen Wıeder die Frage Wenn
es verstehen 1ST Au steht es nıcht 1111 ext der
Konvention un WAaruhl ist auch der bisehöflichen I
struktion nıcht MI1T den gleichen klaren orten r
sprochen ? Da hat der Abgeordnete Probst doch anders
verstanden, WeNnNn ©7° als PBerichterstatter der Minderheit be]l
der ständischen eratung zwischen den beiden Bestimmungen
eIneRn „himmelweıten Unterschied“ fand Das W ort
„erheblich“ ist SahZ geschickt die Konvention aufge-
NOoMmMmMEN W er hat entscheıiden , ob die 'Thatsachen er-

heblich siınd och nıemand anders als der Bischof WEeNnN

es einmal heılst Der wıird kirchliche Pfründen
nıemals verleihen “ W. Weıter aber muls dıie Re-

5 die Gründe vorlegen un: würde dies nıcht thun,
wenn S16 dieselben nıcht für erheblich erklärte Soll also
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nachträglich ber die Erheblichkeit entschieden werden,
annn dıes 3Nur der Bıschof thun

Es machte sıch doch sonderbar, WENnN die Keglerung
ame und würde: Gegen diesen Kandidaten habe
ich diese Thatsache al Hındernis se1ıner Anstellung ALZU-

führen, aber S1IE ist nıcht erheblich, oder: Ich habe diese ANZU-
führen und dıe ist erheblich. SO bleibt das Kıinspruchsrecht
des Staates illusorisch oder wenıg&stens SaNZz und Sar VONN

dem gyuten Willen des Bischofs abhängig.. Erklärt eıne
'T’hatsache für nıcht erheblich, steht SAaNZz auf dem
Rechtsboden der Konvention, und 311 1es der Staat nıcht
gelten Jassen, ist; der Konflikt da ach rt. 4 des G e-
sSeizes aber 1at die Staatsregierung dıe Kintscheidung, und
kann S1E Thatsachen anführen, welche iıhr den Kandidaten
mi[ställig machen , darf nıcht angestellt werden, ob
L1LU der Biıschot damıt übereinstimmt oder nıcht. Dies
wurde auch bei der Verhandlung VO Ministertische AUS

aufs bestimmtöäste erklärt.
7)) seinen Generalvikar die aqaufserordentlichen Mit-

oylieder des Ordinariats, SOWI1e die Landdekane erwählen,
ZU beziehungsweise Zı bestätigen (vel conhr-
INAa. 66

Hier erscheint die Fassung der bischöflichen Instruktion
mehr der Staatsregierung entgegenkommend: „ Männer, VOoONn

denen er weıls, dafls S1e der könıgl. Kegjıerung In bürger-
licher und politischer Hinsicht nıcht unangenehm sind.“
Hıer annn a 180 die Staatsregierung yerlangen, dafs solche
nıcht gewählt werden, sobald S1Ee iıhre Mifsbilligung AUS-

spricht. Lehrreich ist dann aber die Instruktion der
Landdekane, auch für die KErklärung des „ Ins-Kinvernehmen-
setizen CC Nämlich auch über ihre Wahl soll der Bischof
sich mit der Regierung 1Nns Einvernehmen setzen. Wiıird
aber eine Verständigung nıicht erzJelt', S! läfst nıcht eiwa
der Bischof die Wahl des Kandidaten fallen, sondern be-
stätigt iıhn gyetrost ohne Rücksicht auf dıe Regierung. Nur
malst sich der Bischof nıcht auch och das Recht a den
Staat zwıingen , dafls Rr dem mifsliebigen Kandidaten
auch och dıe staatlichen Verrichtunggn des Dekgns über-
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iragen muls, sondern erlaubt dieselben dann A1-

ern Geistlichen übertragen
Das Gesetz 1at hier keine besonderen Bestimmungen

weiıl ihm diejenigen ber die Anstellung 18881 allgememmen D
NuSeN A em oben genannten kommen nämlich och 111

Art folgende ‚„ Dıie Zulassung Kirchenamte 1st
durch den Besitz des württembergischen Staatsbürgerrechts,

durch den Nachweis Ner V-:O. Sstaat für entsprechend
erkannten wıissenschaftlichen V orbildung bedingt.“ Die Kon-
vention hat ähnliche Bestimmung Sar nıcht WAar
könnte der V erteidiger vielleicht wollen die erstere

edingung', den Besitz des Staatsbürgerrechts, könne die
Kegjerung ordern auf Grund VO  e Art LV, Bisch Instr.,

S16 den Mangel desselben als mifsliebige T’hatsache1  PE y T Hn bezeichne S1e aber der Bischof für erhebliche
celten liefse, die Fravye Auf dıe ZWeITe Horderung
des (G(Gesetzes hat die Konvention vollständig verzichtet WeNn}
SIC als welteres Recht praesertim antührt

C dıe Prüfungen {ür dıe Aufnahme 111 das Semunarıum
nd für die Zulassung Seelsorgerstellen anzuordnen,
aquszuschreiben un leiten.“

Ks wird dıe Fakultät 111 Tübingen unter Aufsicht des
Staats Wr IIN noch eiINe Prüfung abhalten können,
1es 1st wenıgstenNs nıcht verboten ; 3,De1 der Bıschof hat
darauf keine Rücksicht nehmen KWr annn solche Kan-
didaten zulassen, welche die Fakultätsprüfung nıcht gemacht
haben, Grr kann solche, die sich derselben unterzogen, 86-
radezu ausschhefsen Die könıgl Kegierung hingegen V

pflichtet asich ach der könig] KErklärung Art IV A,
auf dem könıg!] Patronat keinen (xeistlichen anzustellen, welcher
nıcht den bischöflicehen Pfarrkonkurs m1T Krfolg bestanden
Rümelin begründet diese Preisgebung (S mıt folgendem
Ssatz der WEn der staat ber die Vornahme der Prü-
fungen tür die Aufnahme 111 das Priesterseminar und für die
Zulassung der Seelsorge L1 Anordnungen erlassen
wollte, W1e könnte erwirken dafls der Bischof die
hierbei übrıig gelassenen Funktionen wirklich ausübe,
die Geprüften Priestern weihe und Z U1 Seelsorge eLr-
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mächtige ? “ Daneben heilst CS (S 218) „ Auf die Bil-
dung der Geistlichen übt die Kegierung durch die VON ihr
unterhaltenen Konrvikte un die 1n dem Organismus der
Landesuniversıität verbleibende theologische FHakultät einen
sehr ausgedehnten Tın aus.  66 Wır werden bei
Art V Ul und wıeder Gelegenheit haben, auf letzteren
Satz zurückzukommen , un beschränken uUuns hier auf die
Frage, ob 102  > sich volltönend vernehmen lassen darf,
WCLNL der staat gerade darautf verzichtet hat, die Bildung
In den Konvikten und auf der Landesuniversität 1LUFr auch

sichern. Der künftige Geistliche hat Ja Sar nıcht nötıg,
aut der Landesuniversiıtät sıch se1ıne Bildung holen Ks
kann nıcht blo(s AUS jedem trıdentinischen Seminar 1n
Deutschland, sondern AUS einem Jesultenkollegium Rom
oder Spanien e1n Kandidat kommen, der Bıschof nımmt ihn
ZUL Prüfung A erklärt iıhn für befähigt un weiht ihn
ZU. Priester. Rümelin’s Behauptung 231) ist alg ber-
Safz freilich richtie, allein annn nd <oll daraus DF der
Schlufs SC6ZOSCH werden: Also darf der Sstaat keinerlei (+a-
rantie sich beanspruchen be1 der Prüfung? Selbst dıe
Übereinkunft mıt dem Bischof Vox“ 1854 verlangt In Art IL,
dals der Bischof 1Ur solche Kandidaten ZUL Aufnahme-
prüfung 1n as Priesterseminar zulassen dürfe , welche VOI

der theologischen Fakultät 1n Tübingen Zeugnisse ber die
mit Krfole bestandene akademische Schlufsprüfung beibringen.
Ist dann aber auch auf die Bildung bei der Landesuniversität
der Einfluls des Sstaats „sehr ausgedehnt“, WEn der
Kandıdat nıcht einmal VO  D dieser Universität geprüft
werden braucht ? Ja klıngt es nıcht wW1e eıne Ironie, 198881

Späteres ZU. VOT4AUS anzudeuten, WEeLN gerade die theo-
logische Fakultät, W1e nachher gezeigt wiırd, durch die Kon-
vention SahZ dem Bischof unterstellt ırd?

Was das Gesetz ordert 1n Art O ist oben (S 405)
gesagt ID ıst UUr och darauf hinzuweisen , dals diıese
Worderung in praxı erfüllt wırd nıcht blofs nach der V eer-
ordnung VOL 1853, wonach $ die bischöfliche Behörde
die Prüfung für das Priesterseminar anzuordnen und ZU.

leiten hat, der aber eın andesherrlicher Kommissär bei-
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wohnen soll, sondern eigentlich nach der Von den Bischöfen
sehr verabscheuten Verordnung von ach der 27)

e1ne VO  5 den Sstaats- und bischöflichen Behörden geme1n-
schaftlich vorzunehmende Prüfung der Aufnahme 1ns Priester-

Auf Grund des (+esetzes ET-emınar vorauszugehen hat.
{olgt Jjetzt eıne gründliche Prüfung durch dıe theologische Fa-
zultät 1n Tübingen, a1sO durch die staatlıche Behörde, welche
Prüfung der Bischof durch Absendung e]lnes Kommissärs
qlg gültıg iür Aufnahme 1Ns Priesterseminar betrachtet.

In der bischöfLchen Instruktion :Er 1U hıer ZU. ersten-
mal der einem selbständigen Staate gegenüber gnädige
Ausdruck auf Sancta Sedes permiıttıt (die übliche Kirchen-
sprache!), E auch formell gegenüber dem Bischof
gebraucht WIird. Denn WE erlaubt er’'s? Hat eiwa der
Bischof das Verlangen gestellt ? Nein der staaft,  s Welches
groisartige Zugeständnis erlaubt der Stuhl? 27 a[s
Krlangung VO  e Pfarreijien W. e1ın allgemeiner Konkurs
gehalten werde, ın der W eıse, welche der Bischof nach den
iıhm VO Stuhl erteilenden speziellen Vollmachten un!
Anweisungen vorschreiben wiıird.“ (!)

„d) Den Klerikern dıe N eihen erteilen, nıcht
auf die bestehenden kanonıschen, sondern auch auf den VONn
ihm selbst anzuwelisenden Tischtitel hın.““

Der Tischtitel wurde VOIl jeher AUS kirchlichen Mitteln,
denmy Interkalarfond, verabreicht, aber VONL dem Landes-
herrn verliehen. Darauf wurde schon 1n der Übereinkunft
mıt dem Bischof vVvon 1854 verzichtet. uch drlS Gesetz
on 1562 veränderte daran nıchts.

27 e) ach den k &“ S h Vorschriften alles das ALNUZ

ordnen, Was den Grottesdienst, die kirchlichen YHejerlichkeiten
un! dıejenıgen Keligionsübungen betrifft, welche die AÄnuf-
weckung und BHefestigung des TOommen Siınnes der
Gläubigen ZU. Zwecke haben.“

Wenn der Bischof öffentliche Prozessionen abhalten will,
ebenso Missionen An vorwıegend protestantischen , J2 ach
der V oraussetzung des kanonischen Rechts O'  anz rote-
stantıschen Orten ıst ıhm damit das Recht dazu
eingeräumt.
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Will dies die KRegJerung nıcht dulden , ıst wıeder der

Konflikt da
Man sollte INCINEN, diese Bestimmung gehöre aehr ZU

den NeTrenl Angelegenheiten der kKırche, dafs sich dıe Kon-
vention damıit Sar nıcht beschäftigen hätte. Allein 1ST
ohl diese Bestimmung deshalb cdie Konvention aufge-
NOMMEN , damıt den Katholiken das Recht gesichert ıst,
11 A h { Kı (xottesdienste, kirchliche eET-

lıchkeiten, KReligionsübungen ungestört ausüben ZU dürfen ?
Dieses Recht beruht schon auf dem (freilich

der Kurie nıcht anerkannten) westfälischen Frieden un
dem Keichsdeputationshauptschlufs VON 1503 Vielleicht hat
die damalige Staatsverwaltung diıesen Punkt harmlos 9180
hingenommen WI1Ie manches der Konvention Allein
die negıerung hat damıt das techt rteıilt auch alles wWwWaSsS

dieser Beziehung ZU.  I Propaganda gehört, anzuordnen,
enn der Bischof ist zugleich der Missionsobere für die
Diöcese KRottenburg eben gegenüber den ihr gehörigen
Ketzeı

Das Gesetz hat darüber keine Bestimmung, eben weiıl
6S die lıt genannten Punkte für die katholischen
Angehörigen als gültig anerkennt und nıcht gegenüber den
Ketzern, weil also diese 111L. Angelegenheit nicht
„ Verhältnis der Staatsgewalt ZUL katholischen Kirche“
hört Damit 1st aber nıicht yesagt dafs die Gesetzgebung
dem Bischof die Rechte CINFAaUMG, welche AUS dem Art
der Konvention abgeleitet werden konnten, denn das (+esetz
spricht 1LUFr Von der „ katholischen Kıirche“ nd Art be-
schränkt überdies alle Erlasse die (GGrenze staatlicher Ge-
nehm1ıgunNg

4 Diöcesansynoden einzuberufen nd abzuhalten,
die Provinzialkonzilien ZU. besuchen ih

Dieselbe Befugn1s hat der Bischot auch ach em (*+e-
SeLtZ, m1t dem wesentlichen Unterschied, dafls nach
Art. L  g  hre Beschlüsse der Kontrolle der hegjıerung unter-
liegen (S 401)

4 &) In e1NEeIN Kirchensprengel VO Stuhl genehmigte
Orden oder Kongregationen beiderlei Geschlechts einzuführen,
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collatıs tamen quolibet 80l Casu G: Keg10 Gubernio CON-

sıliı1s, 11 deutschen Text wırd sich ın ]Jedem einzelnen }Yalle
mıt der könıgl. kKegierung Ins Einvernehmen sefzen.

Die Kegierung hat in den Motiven denm ((Gesetzes-
entwurt in betreff der Konvention bemerkt, S1e habe sich
unzweldeutig dahın ausgesprochen , dals G1E jene W orte 1m
Sınne der Notwendigkeit eliner Zustimmung der kKegierung
auffalste , ohne vonseıten der Kurie einen Widerspruch da-
SCSCH erfahren haben Rümelin behauptet dementsprechend,
die KErrichtung geistlicher Orden und Kongregationen Se1 1n
jedem einzelnen all VOILl der Zustimmung der Kegierung
abhängig S 218)

1eder ist die Hrage da Wenn es gemeınt War,
nıcht diese Bestimmung klar und präcıs ın die Kon-

vention aufnehmen ? Aarum enn In einem Vertrag dieser
schwankende Ausdruck ? Gollatis cConsılıs annn auch blofs
„ Beratung püegen CC heilsen. ber auch f{ür cıe Bedeutung
‚„ IMS Einvernehmen setzen *® haben WIr Ja oben Art. L  9 B:
Bischöf. Instr. eine Auslegung (s 4.00 U, 4.04) Im aller-
besten Falle ıst der Ausdruck gefalst, als ob elr gerade
einen onflikt herbeizurufen bestimmt ware

Das G esetz falst diese Frage SANZ anders A, WEn
CS heilst (Art. 15) „ Geistliche Orden un Kongregationen
Ixönnen OIM Bischof 1U mıt ausdrücklicher Geneh-
mıgung der Staatsregierung eingeführt werden, welche auch
erforderlich ıst, S oft eın 1m Lande schon zugelassener Or-
den eıne neue Niederlassung gründen 114 Die
Staatsregierung ist jedoch eın C fug Ü ohne be-
sondere Krmächtigung durch Gesetz r

oder ihm verwandte Orden un Kongregationen 1Im Liande
u 1 &A Die Genehmigung ıst; jederzeit widerruflich.‘“

Selbst vorausgesetzt, jenes „ collatis consıilus “ Se1 SCHNAaU das-
selbe wıe das deutsche „ausdrückliche Genehmigung der
Staatsregierung “ im Gesetz, übrigens eın Philologe
zustande bringen wiırd , sicht doch jeder oberflächliche
Bevubachter den „ himmelweiten Unterschied ““ In den Be-
stimmungen des Gesetzes, ZU och Art. 16 gehört: „Die
(+elübde der UOrdensmitglieder werden von der Staatsregierung

Zeitschr. Ka YVUI}L, S
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Nur als wıiderruifliche behandelt.“ Zudem hat die Kegierung
den otıyen SCHAUC und weitvehende Grundsätze auf-

gestellt Altnt den himmelweiten Unterschied inbetreff des
Jesutenordens braucht nıcht erst hingewiesen werden

Nemgemäls enthalten auch dıie VOM Bischof sanktionierten
Statuten des 111 W ürttemberg 1855 zugelassenen UOrdens der
barmherzigen Schwestern des St. Vincenz VO  - Paul;;*" 25
die Bestimmung : ‚„ Die ((elübde der barmherzigen Sohwestarn
sınd keine autf Lebenszeit verbindliche,, sondern einfache,
die Jährlich erneuert werden. i£ W eıter SaQ% 3c „Keine
Ordensschwester ann auf ihr Vermögen ZU Vorteil des
Ordens unwıderruflich verzichten.“ 33 „ Die eingebrachte
Mitgift welche die Summe VO  D 1500 nicht übersteigyen
dart muls der austretenden UOrdensschwester zurückgegeben
werden, und der Orden hat 11 das Recht während ihrer
Angehörigkeit die Zinsen davon geniefsen.‘““ Beim Tod
der Schwester aber fällt die Mitgift dem Orden Zı In den
Kegierungsmotiven ZU. (+esetz werden gerade diese 1855
ausgesprochenen Grundsätze atuch ferner qls maisgebend E1'-
zlärt weıl eben die Anforderungen des Ordenslebens das

' des Menschen auliserhalb der bürger-
ichen (xesellschaft stellen und den Verzicht auf qlles das-
s fordern, ohne WaS Staat nd (resellschaft nıcht be-
stehen könnte. Das Ordenswesen greiift F das bürgerliche
Leben EIN, W1e nıcht leicht kirchliche Kinrichtung.
Deshalb muls der Kegierung die Genehmigung vorbehalten
werden. Die Grundsätze, welche cdıe Motive ZU (+esetz
aussprechen, siınd NUunNn die dafs einma[l der Ziweck un die
Organisation des Ordens bekannt SC1MH muls, ebenso
ob dıe betreffende Gemeinde, welcher der Orden sich
niederlassen 11 keine Kinsprache erhebht Yerner mülste
der Orden sich den bestehenden Staatsgesetzen unterwerten
Z ber Familienrecht Bürgerrecht Kriegsdienst Amor-
USatıoN, der Aufsicht der Polizeiorgane dgl

Art
Im Fingang dıeses Artikels ist das allgemeine Prinzıp

ausgesprochen, auf dem auch das Gesetz steht, ‚„da[s rch-
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liche Rechtsfälle ,‘ welche den Glauben, dıe Sakramente, die
geistlichen Verrichtungen und dıe mıit dem geıistlichen mte
verbundenen Pflichten un:! Rechte betreifen ““, VOT den Ge-
richtshof des Bischofs gehören. Dann heilst CS weıter :
„DSomit wird derselbe auch ber Eihesachen entscheiden, Je-
doch bleibt das Urteil ber die bürgerlichen Wirkungen
der Ehe dem weltlichen Gerichte überlassen.“

Fassen WIr zunächst diese Khegesetzgebung 1Ns Auge,
1st; damit der bısher bestandene Unterschied zwıschen

den altwürttembergischen und österreichischen Landesteilen
aufgehoben , W1e das (xleiche auch das G esetz on 1862
thut (Art. In letzteren STAn die Ehegerichtsbarkeit
ach ]osehinischem Recht den bürgerlichen Gerichten
Allein die Konvention stellt die Khegesetzgebung SAlZz unter
die Kirchengesetze und die Bestimmungen des Konzıils Von
"Trient mıiıt alleiniger Ausnahme der „bürgerlichen Wirkungen
der Ehe“ Das (}esetz aber SaQt Art „ Die katholischen
Eınwohner derjenigen Landesteile, 1n welchen bhıs Jetzt och
dıe ehemalige vorderösterreichische Khegesetzgebung gegolten
hat, sSind in Zukunft 1n Ehesachen dem gememen Rechte
der katholischen Kıirche und der bischöflichen Gerichtsbar-
keit untier den syleichen Bestimmungen, W1e die
übrıgen katholischen Staatsangehörigen unfifer.-
worfe n'(t Hiermit gelten auch hıer die gleichen Bestim-
MUNSZECN , W1e hinsichtlich er übrıgen Disziplinargewalt des
Bischofs, W1e später S besprechen. Weiter kommt
dem Bischof hinsichtlich der bürgerlich geiraufen KEhen
keine Gerichtsbarkeit Zı ebenso bei gemischten hen Die
Kintscheidung hegt (oder lag) 1U nach dem G(Tesetz In
den Händen des protestantischen Khegerichts, welches jedoch
„„mıt geeigneter Berücksichtigung der relig1ösen Grundsätze
des katholischen Teils“ erkennen hat Ferner gehört
dazu, Was 1n Art ausdrücklich ausgesprochen ist: „:Bel
kirchlich getrauten hen zwischen ZWeIl Katholiken sınd 1ın
denjenıgen FYällen, ın welchen die Gültigkeit oder Ungültig-keit der Ehe nach einem VO dem kırchlichen (Üe-
SECTIzZze abweichenden Staatsgesetze In Frage steht,
die In Art 13 des Gesetzes vom 1. Mai &enannten

DA
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bürgerlichen (GAerichte zuständig. Dieselben haben iın diesen
Fällen ach den einschlägigen besonderen Bestimmungen der
Staatsgesetzgebung und 1 übrıgen ach den 1n Art 1:
und 158 jenes (xesetzes bezeichneten Grundsätzen un Vor-
schriften, erforderlichenfalls VON mits 9 verfahren.
uf eine VO Zivilgerichte 1mM Wiıderspruch mıt dem
kirchlichen Gesetze für gültig erklärte F  4  n  8  he finden
Art 13 15ı des gedachten (Gesetzes Anwendung.“
Das iın Art genannte bürgerliche Gericht ist der Zavıl-
senat des dem verhandelnden Bezirksrichter vorgesetztien
Kreisgerichts. Die Grundsätze und Vorschriften sind die
be1 den Protestanten geltenden. Die oben angeführten Art

15— 17 S hnhandeln VON der Kıntragung der LD
schlossenen hen un! der AUS denselben gebornen Kinder
1ın eın Protokall des Ortsvorstehers und In das Familien-
regıster. Kndlich gehört den „ Bestimmungen, W1e die
übrigen katholischen Staatsangehörigen “ och das (Gesetz
VO Januar welches bestimmt, dafs Dispensationen
vVvon dem hehindernisse der Schwägerschaft oder Verwandt-
chaft eım bürgerlichen Gerichte nachzusuchen sınd. Wird
1n solchem YWalle die kirchliche irauung VOl sämtlichen
ständıgen Geistlichen verweıgert, kann die Ehe bürger-
lich geschlossen werden (Art D (z+esetz von 1855) Jle
anderen Nıispensationen wurden ohnedies VO Kırchenrat,
bzw. Oberamt erteilt, a1s0 ÖNn staatlichen Behörden. och
gehört hlezu Art. des (Gesetzes wegen der Instanz, w1e
er später och besprechen.

Das Eherecht ist jetzt bekanntlich ein anderes, aber WIr
haben es {Üür uUuNseTe Frage NUr miıt em 1n W ürttemberg
gültigen thun, welches das Kirchengesetz voraussetzt.

Nach der Konvention waren diese Khegesetze VON

und 1562 aufgehoben, die gemischten hen mıt ihrer Frage
der Kindererziehung SZanNz ın die Gewalt des Bischofs SCr
geben SCWESCH , un WO staatliche und kirchliche Gesetze
nıcht übereinstimmten, hätte, 1 Q Anl sıch den letzteren
nicht unterwerfen wollte, der Konflikt ausbrechen mussen.

W enden WI1rs der weıteren bischöflichen Diszıplinar-
gewalt, ojebt ei;‘f%al die Konvention die (xeistlichen SZANZ
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111 die Hände des Bischofs Kpiscopo 1ıberum erıt Clericorum
morıiıbus in viıgılare i der Bıschof wırd &6 hı rt den
W andel der (xeistliehen überwachen “ Gegen Schuldiee
ol E1 die den kirchlichen (+esetzen entsprechenden Straten

Woverhängen dürfen, 27 salvo tamen recursu*‘
bleibt der LE ah abusu den Staat gewahrt ? Jeder
Jurist wird entscheiden 111 USSEeN dafls durch diese Has-
SUNs ausgeschlossen isSt Die heglerung hat W A in ihren
otiven bemerkt dals S1e das allgemeine Hoheitsrecht des
Staats, Mifsbräuche der geistlichen (zxewalt zurückzuweısen,
gerade bel dem gegenwärtigen Artikel während der Ver-
handlungen mıt Rom wıiederhoit gewahrt habe „Gerade
beı dem \  War tıgen Artikel C4 /elch EC1IH€e beilsende
Ironie ist S Zı dieser scheinbar geharnıschten Behauptung,
wenn S „gyerade 11 dem gegenwärfiıgen Artikel“
heılst „vemporum ratıone habıta Sanctitas SU  S

permıttıt ut Cleriecorum Causas I ! ile veluti
CONtractuum , debitorum haeredidatum , Judices saeculares
COYNOSCANLT, et definiant “ ! Uberhaupt ist. eın Artikel

voll Vvon CONseNTIT annuı1t recusaf permi1tüt Vi  11-

seıten des h Stuhls, welche laute Antwort sind autf
Der aa hat 41SOJeENE reservat]ılo mentalis der kKegierung

Hoheitsrechte gewahrt adurch dafs GT sich Papst
erlauben Jä(st Verträge Schulden Erbschafien VO  - (+eist-
lichen VOL SeC1N Gericht ziehen dürfen! A Önnte denn e1N

Staat überhaupt bestehen, WeNnNn C1nN :El SCINeETr Bürger Se1IN
Recht be1 {remden Gericht suchen dürfte? Treten
andere Zeitverhältnisse CI , hat ach der Konvention

Heuigkeıt das Recht auch diese Erlaubnis zurückzuziehen
Oder bedeutet temporum ratıone habıta eigentlich Sal nıchts
und 1sSt 1U  — „ die übliche Kirchensprache“ ?

Nehmen WITLr aber dıe obige Behauptung der Keglerung
als Krnst, kommt wıeder ıe rage: Wenn die hegle-
ruhns ihre Hoheitsrechte wahren wollte , Warun hat S1e
enn nıcht 111 der Konvention gethan ? Nehmen WIr s ernst

verade cdieser Punkt der Ausgang der gygrölsten
Konflikte nd deı KonventionDie Kirche geht autf

Plötzlich gebietet ihı der sta Halt Die Kirche
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Sagt Woher hast du das Recht? Der Staat Ich bın
1nNne1INnen Hoheitsrechten Die Kirche Und ich INe1inen
Konkordatsrechten Die Kırche nat jJedenfalls ihren 2} Schein“
auf den S1e siıch berufen annn

Ist doch ach der Konvention der sftgat nicht einmal
VO sıch au  N berechtigt die Kleriker Verbrechen
oder Vergehen, welche die Straigesetze des

h gerichtet sind VOT das weltliche Ger iıcht
stellen, sondern Kadem de AUSa (nämlich temporum ratıone
habita) Sancta Sedes NO  S recusat Der Stuhl xjebt also der
Keglerung die Erlaubnis die Bestimmung der V erfassungs-
urkunde Von 1519 ausführen dürten S (3 29  1e Kıirchen-
diener sSınd Ansehung ihrer bürgerlichen Handlungen un
Verhältnisse der weltlichen Obrigkeit unterworfen.“ Ent-
schieden würde sıch der h Stuhl auf das temporum ratıone
habita. berufen , WEeNN 6> der Zeit hielte, auch die
oben genannte Erlaubnis zurückzuziehen. Allein sehen WIT

davon aD und lassen Rümelin’s „ eingekleidet die
übliche Kirchensprache“ gelten Wo 111 aller Welt kann
e1in Staat sich gefallen lassen, dafs eiNe auswärftıge Hoheit

dafs (wenn WT auch diesen unrichtigen Standpunkt gelten
lassen wollen) e1Ne Korporation ihm T erla urZ

Verbrechen dıe Strafgesetze VOT sSec1InHN
((Üericht stellen? Wie annn e1n Staat sıch das auch
NUur formell Vvon auswärtigen Regenten SIHEN Staats-
vertrag oder vollends Von Korporation gefallen assen ?
ber gerade, WO der Staat AIn demütigendsten sich hinunter-
begiebt, schüttelt diese Demütigung leichtesten b
mı1t der AÄAusrede der „üblichen Kirchensprache “

Neben dieser Bestimmung aber steht och ausdrücklich
die königliche Krklärung „ Wenn Verbrechen oder Ver-
gehen VvVon Geistlichen deren Verhaftung oder (refangen-
nehmung notwendig machen, wird Nan dabeı stetsS,
weıt dies möglich die Rücksichten eıintreten lassen welche
die dem geistlichen Stand gebührende Achtung erheischt.“

Der Bischof wird unbehindert (liberum erit) Dis-
zıplinargewalt aUsSu nämlich „den W andel der Geist-
lichen überwachen, und diese durch ihr Betragen oder
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3881 irgendeiner a1idern W eise 7i Ahndungen An13ifs geben,
1ın seinem (xerichte e den kirehlichen (z+esetzen entsprechen-
den Straien über cdie Schuldigen verhängen, wobel jedoch
der kanonische Rekurs bewahrt bleibt.“ Von irgendeinem
Mitrecht des Staates gegenüber VO seinen Bürgern, die
doch dıe Kleriker auch sınd, ist nıicht die ede Ob der
Bischof eınen solchen VOL Gericht ziehen un verurteilen
dart auf blofse Denunzlation, mıiıt oder ohne prozessualisches
Verfahren , ist nıcht gyesaeQt. IDie Disziplinarstrafen sSind :
Verweise, Geldbuflsen , Kınberufung 1n das Korrektionshaus,
Amtssuspens1ion, Versetzung, Zurücksetzung und KEntlassung
VO. Kirchenamt,.

Die bischöfliche Instruktion allein (icht- der Text des
Konkordats) sagt Nun : „Wenn es sich bei Strafen VOoONn

Geistlichen Privatıon oder Duspension VO Amte,
länger dauernde Detention ın einem Korrektionshause oder

oröfßfsere Geldbufsen handelt, wird der Bischof von

selner Strafverfügung der königl. KegjJerung Mitteilung machen.
Wird aber u11 Vollzug kirchlicher Strafen die staatliche
Mitwirkung iın Anspruch CNOMMEN, hat der Bischof der
könıgl. kKeglerung auf deren Verlangen die ANZEMMCSSCHCH
Aufklärungen geben.“

W er hat bestimmen, W AS „länger dauernde Detention *;
Was „ grölsere ((eldbufsen “ sind-? Offenbar der Bischof:

eNn er einen och Jang 1n e1iIn Korrektionshaus . sperrt,
och S! hohe ((eldstraten ansetZzt, er zann ımmer sagen, €es
könnte noch Jlänger, noch höher SEIN. ber auch vom höch-

Willsten als hat der Bischot LUr Mitteilung machen.
dıe Kegjerung nicht dieselbe eintach a.d acta legen und den
Bischof gewähren lassen, ist der Konflikt da, be1l dem
eben wıieder der Bischof sıch autf dıe Konvention berufen
I zann. Das brachium sgeculare trıtt 1U  - ın der bischöf-
Llichen Instruktion plötzlich als etwas SANZ Selbstverständliches
auf „ Wird die staatliche Mıtwırkung ın Anspruch
nommen.‘“ ber das Recht, den weltlichen Arm Anspruch

nehmen , die Beihilfe der KReglerung verlangen
ZUrC Vollziehung kirchlicher Strafen, die einzelnen Fälle,

derselbe einzutreten hat, ist ıch gesagt, sondern es
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folgt einfach: Wo der Gemalßsregelte sich nıcht fügen wıll,
wird der weltliche Arm In Anspruch Die Sstaats-
gewalt ist der (Gendarm der Kirche. Welch’ orolse Be-
schränkung nun ! Der Bischof darf der hegierung aller-
dings nıcht einfach vorschreiben: Hıier muls eingeschrıiıtten
werden, sondern G muls ihr ber den Fall Aufklärung >
ben, aber dıe Keglerung mufs diese Aufklärung erst vorher
verlangen. Die Gewährung des weltlichen ÄArms ist annn
offenbar ach dem Wortlaut der Instruktion notwendige.
W ır finden nırgends eine Spur davon, dals derselbe VeI-

weıgert werden dürfe Nun wırd allerdings wıeder eINE
solche reservatıo mentalis eingeschoben werden , dals der
Staat, WeNnN ihm Clie „ ANSEMESSCHC Aufklärung“ nıcht Dr

So falst eS QUC.nuge, den weltlichen Arm verweıgere.
Rümelin und geht Sar weıt, folgende Horm wählen
S 218) 397  Die Vollziehbarkeit der Strafterkenntnisse &C
(rxeistliche wıder ihren W ıllen ist VOILl der staatlichen Kogn1-
tıon abhängie.“ Stellt 1Nnan diese Behauptung neben dıe
bischöfliche Instruktion , erscheint 1E doch ELWAas kühn.
Darın läge auch das Recht des TeCUursus ‘ ab abusu. och
lassen WITr die Behauptung gelten. Der Staat haft wirklich
den Mut, seinen Arm verweıigern. Da erhebt sich eben
wieder der Konflikt. Nirgends ist eINE Bestimmung, auf
die sich der Sstaat berutfen kann.

Der Sstaat haft aber unzweifelhaft dıe Pflicht, dıe Geist-
ıchen al Bürger die Verletzung der bürgerlichen
Rechte und Interessen schützen. Kr hat seıNeN Rechts-
schutz denselben angedeihen lassen. DDies ist 1 Gesetz
Von 1862 geschehen.

Ks ist hier nıicht der Ort ZU untersuchen, ob und W1e
weıt der Staat in diesem (+esetz die zırchliche Disziplinar-
gewalt rıchtig in ihre Grenzen gewlesen und dem (+xeist-
lichen als Bürger seinen Anspruch auf Rechtsschutz gewahrt
aat Aber, dafs das Gesetz 1er dıe staatlichen und bürger-
lichen Interessen wahrt gegenüber der Konvention un:
wıeder „ himmelweıt ““ davon entiernt ıst, „ seinem Inhalt
nach LUr die In KHKorm uMmMSCSOSSCHE Konventijon “and  hte{Z semm, das lauch ei sogleich en WEeNN Nan gegenüber
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der Konvention den Wortlaut des (*+esetzes stellt ach
Art IsSt. der Geistliche als Staatsbürger darın sicher g‘-
stellt dafls dıie Kirchenbehörde 1U auftf Grund prozessualischen
Verfahrens Disziplinarstraften verhängen dart Werner heilst

„ Die Disziplinargewalt der kirehlicehen Behörde kann
nıemals durch Freiheltsentziehung geübt werden (x+eldbufsen
dürfen den Betrag VO  z die Finberufung 111 das Besse-
rungshaus der Diöcese darf dıe Dauer Ol sechs W ochen
nıicht übersteiyen i4 Allerdings scheıint die „Kreiheitsentziehung““
und das „Besserungshaus“ Wiıderspruch enthalten,

lHein dıe Kegierungsmotıve behaupten, dals ach Voraus-
SANS des ersten Satzes die Fınberufung 1NS Besserungshaus,
WIC auch der Bischof erklärt habe, 111e den harakter
(+efänenisstrafe sich tragen solle, dafs das Besserungs-
aus 111e die Bedeutung haben dürfe , al Se1 eES 1n Haus
der Hatftt oder der ZWang WEISCH F’reiheitsentziehung W ıe
die (GGrenzlinıie dıeser subtilen Unterscheidung bestimmt nd
eingehalten werden <o1]1 das 1ST freilich nıicht leicht

es wahrt hier der Staat praktisch dıe Hireiheit SCcC1INeEer

Bürger nıcht gehörig Jedenfalls aber giebt der Artikel der
KRegjierung das Recht ECciNer Kognition ber das Besserungshaus,
welche S1C gewı1ssenhaft ben aoll die inr aber ach der Kon-
ventjion auch nıcht germmgsten ustand dafls SIEC nıchts
hätte dareın sprechen können, WenNnNn selbst W16 dıie betreffen-
den Verhandlungen der preufsischen nd hessischen Kam-
INer bewiesen, die Prügelstrafe darın angewendet würde.,
so aber annn die Kegierung die Kinberufung 1158 Besse-
rungshaus verhindern, sobald S16 sıch überzeugt dafls G1INe

Freiheitsentziehung damit verbunden 1St,, dafs der
Betreffende wıder SC1NeN Wiıllen orthin geschickt würde.
Art. spricht eben klar und deutlich AUS , WaSs ach
Rümelin’s Behauptung S 218) angeblich der Konvention
hegt (S OD 416) Art lautet „Verfügungen und Er-
kenntnisse der Kirchengewalt können die Person oder
das V ermögen Angehörigen der katholischen Kıirche
wıder dessen Wiıllen 1U VON de1 Staatsgewalt volizogen
werden.‘“ Ebenso bestimmt sSind edingungen 1111 (+e-
SEeiz vorgezeichnet unter welchen der weltliche Arm geliehen
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werden darft „Die staatsbehörde ist. jedoch LUr dann be-
1ugt, ihre Mitwirkung hierzu eintreten ZU Jassen , WENN der
Bischof ıhr VO ber den all die erforderlichen Auf-
klärungen gegeben und S1Ee hiernach dıe Verfügung oder
das Krkenntnıs weder 1n formeller Hınsıcht, och
auch VO staatlıchen Gesichtspunkt 1n mate-
rieller Beziehung beanstanden gefunden hat
uch für ıe Führung einer kirchlichen Untersuchung darf
die Staatsbehörde autf Ersuchen der Kirchenbehörde

Diese staatlicheunter derselben V oraussetzung mitwirken.‘“
Mitwirkung darf sich jedenfalls nıcht auftf dıe zwangsweise
KEınberutung ins Besserungshaus beziehen, enn das wäre
eiıne Freiheitsentziehung. Wenn Rümelin (S 232) Sagt:
„Der Sstaat kann nıcht erzwingen, dals einNn VO Bischof
entlassener, degradıerter, ex kommunızıerter (G(eistlicher gleich-
ohl se1inNe kirchlicehen HKunktionen fort versjieht und VO.  \

se1iner (+emeinde als ihr Priester un Seelsorger angesehen
wird.““, beugt eben diesem Konflikt Art miı1t seInem PFOZCS-
sualischen Vertahren VOL, wodurch dem Angeklagten das Recht
gesichert ist, alle gesetzlichen Mittel ZU seiner Verteidigung
anwenden 7ı dürften un! nıcht emseltig verurteilt
werden (s auch Jy A49) ach der Konvention ist.
der Rekurs gewahrt also zuletzt ach KRom,
während das (+esetz Art. bestimmt: „ Disziplinarstraf-
und -Ehesachen dürfen auch ım Instanzenwege nıcht VO

£e1n aulfserdeutsches kiırchliches Gericht SC6ZUSCH
werden!“ So stimmt das Gesetz materiell 1ın Art
ZaNZ überein mıiıt den gemeınsamen Beschlüssen der Reg1e-
runSen VOIN Jahr 18552 W ürde auch hler (zesetz und
Konvention 1Ns seın , hätten Ja die Bischötfe sich mit
Jenen Beschlüssen ebenso gut begnügen können, w1e mı1t
der Konvention. Aber, dals S1Ee das nıicht thaten, sondern

April 1853 einen _ Protest einreichten , ührte J@ ZUF

Konvention. I den Fall, dalfls e1IN Geistlicher sich Ver-
fehlungen 1m öffentlhchen mte zuschulden zommen hliefse
gegenüber der Staatsbehörde, ohne dafls dieselben unter das
Strafgesetzbuch geh ten ıst ın der nıchts
yvorgesehen. mu ste enn der Staat die Geistlichen beim
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Bischof verklagen un denselben auch als höheren Richter
dem Staat gyegenüber anerkennen Dabei ame 6S och
sehr darauf A ob annn der Bischotf darın C111 kanonisches
Vergehen erblicekte und mülste sich der Sstaat abweıisen
Iassen So 65 namentlich mö lhlich be1 Störung des
konfessionellen Friedens, WL IS ohne Beleidigung, uhe-
StÖTUNG oder sonstge Vergehen das Strafgesetzbuch
geschieht Denken WIr aber auch Mifsachtung der welt-
lichen Behöt1 de, Ungehorsam SC dieselbe, Dienstnachlässig-
keıten del

Dagegen spricht sich das Gesetz Art Abs AUS

‚„ Die Sstaatsbehörde 1ST befugt (GAeistlichen Un-
brauchbarkeit oder Dienstverfehlungen dıe ihm VETMOSE
Gesetzes oder besonderen Auftrags übertragenen staatlichen
Geschäfte abzunehmen und eC1NeIN Stellvertreter über-
tragen C6 Statt dafs das (+esetz ferner das V orgehen bei
gerichtlich straf baren Handlungen erst On der Krlaubnis
des Papstes ableitet bestimmt 6S (Art 5 Abs Bel
gerichtlich strafbaren Dienstvergehen der katholischen (+eist-
Lichen hat auch künftighin, W1@ bısher, das vememlnschattliche
Oberamt ach Anordnung un unter Leitung der Stagts-
aufsichtsbehörde diıe Voruntersuchung (Art 448{1 der Straf-
prozelsordnung) führen.“

ber die Diszıplinargewalt spricht sich
die t1 &SANZ bestimmt AuUusS! Competit idem Kpis-
CopO laicos ececlesiastiecarum legum transgressores CceNs  1S
anımadrvertere Die Laien SINnd dadurch Sanz die and
der Kirche gegeben Der xrolse Bann, der mıt SEeiNeMmM

V erbot des Umgangs MI1t ebannten Handel un Wan-
del tief as bürgerliche Leben einschneidet , Inter-
dikt annn ach diesem W ortlaut unbedingt ausgesprochen
werden ach dem kanonischen Kechte, welches der Bischof
gemäls Art der Konvention voll ausüben darf erstreckt
sich aber die Disziplinargewalt auch auf die Ketzer Jeden-
falls, sobald dem Bischof die Zeeit gekommen schiene und
er dıe Macht azıu Händen hätte , kirchliche Zensuren
uch >  O Protestanten anzuwenden (nicht SCDCH Juden),
könnte 6 sich durchaus auf die Konvention berufen
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Übrigens stehen Ja die Akatholiken WI1e „Lutheraner,
Zwinghaner, Kalvyınisten“ samt,. ihren Beschützern, Gönnern
un@ Verteidigern ach der Nachtmahlsbulle schon unter
dem grolisen Kirchenbann. Die Konvention gestattiet die
Ausführung desselben , sobald der Bischof dazu dıe Macht:
hat Das (z+ese LZ beschränkt d18 Diszıphnargewalt schon
In seinem Iitel „ Verhältnis der Staatsgewalt ZUr katho-
iıschen Kirche “ aber auch ach Art och ausdrücklich
autf die 27 Angehörigen der 8 Kırche c

och bleiben WITr innerhalb der letzteren. Die Dıs-
zıplinarmittel sSind : Offentliche Büfsungen, Iragen ÖN uls-
kleidern (wenn atuch emporum ratıone habita für Jetzt
aulser Gebrauch, doch nıcht aufgehoben), kleine Exkommuni-
katıon, grofse Kxkommunikation, Interdikt Jle diese Zucht-
mittel auszuüben, hat ach der Konvention der Bischof
nıgysteNns 1 Prinzip das Kecht, un: Windhorst hat erst. 1555
1m heıichstag mıt dem Interdikt gedroht. Allerdings zönnte
eiNn Verteidiger der Konvention SasCcH , 6SC groisen Bann
und Interdikt mıt dem Kingreifen In bürgerliche Sphären,
In Handel un W andel können die Bestimmungen des Straf-
gesetzbuchs ber Beleidigung, Geschäftsbeeinträchtigung del.
angerufen werden, allein, WeNnN einmal der Kurie l

mä‚['sigl das Recht der Disziplinargewalt zugesichert ist,
SiNd ihr gegenüber diese Bestimmungen ungültig. Jeden-
falls führt C5S, WEeNnN der Staat sich nıcht unter seinen eIZE-
18181 Vertrag beugen wollte, den schwierigsten Konflikten
1mMm einzelnen Fall, besonders WEeNnN WIr noch Art AH dazu
nehmen, welcher ausdrücklich sagt: „ YUAC eTrTO legum
disposıtiones eidem Conventioni adversantur, ut 1l 6C
Also anstatt dafs das Straigesetzbuch hätte einschreıten
können Disziplinarverifügungen hätte dasselbe SC
ändert werden mussen.

Das Gesetz 1U unterscheidet sich dadurch schon
sentlıch VO  a} der Konvention, dafs nırgends eine Handhabe
bietet, für dıe Anerkennung des Rechts einer stän digen
Ausübung der Disziplin Laıen, vollends, w1ıe WIr oben
gesehen Ketzer. ber eıne weıtere ausdrückliche

Bestimmung‚ wıe solche Zie das preufsische Gesetz enthält,
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fehlt 1n W ürttemberg. Man wird dies einen Fehler NeNNeN

mussen, enn ein (xesetz «Ol doch für alle Fälle vorsehen
un! keine VESEPVAHO mentalis In sıch aufnehmen. ber
damıt steht das x esetz och nicht auf gyleichem uls mıt
der Konvention. W ürde die orolse Fxkommunikation
mıt der Verkehrssperre verhängt, handelte sıch
das Vermögen des Betreifenden, WOSECESCH Art ( Abs
spricht (S ob 417 Zugleich ist S 7b der Verfassung
hıer bestimmend: „Dem König gebührt das staatlıche Schutz-
und Aufsichtsrecht ber die ırchen.“

Art.
der Konvention jebt den Verkehr Von Klerus un olk
mıt dem Stuhle völlig freı und WE ın kıirchlichen An-
gelegenheiten, ebenso den des Bischofs und des Klerus mıt
dem olk. Das GHleiche 111 Art _ des (+esetzes besagen:
„Der Verkehr mıt den kiırchlicehen Obern wird Von Staats
iıcht gehindert “‘, denn das ist Ja der Verkehr nıcht hlofs
Von untfen nach oben, sondern auch VOoONn oben ach unten
Allein Art. VI der Konvention zieht daraus in Abs B die
Konsequenz, dafls instruct.iones ei ordinationes Kıpiscopi, NCcC
1n Synodı di0ecoesanae , concıliı provınclalıs ei 1PSIUS

Ssedis aC{ia de rebus ecclesiastielis absque praevıa
ınspectione ei adprobatione hegn (x+ebern1u publicantur. Was
dıe „kirchlichen Angelegenheiten“ 1m Sinne der Kurie sınd,
1ıst oben gesagt Diese Folgerung ıst durch den schon
früher angeführten Art des A f

Art. VIL
handelt VO. Schulwesen. ach der Konvention wırd der
Bischof die relig1öse Unterweisung nd Krziehung
der katholischen Jugend In allen öffentlichen und Privat-
Schulen proprai pastoralis othen unNnere dirigere und
vigılare. Kr wırd die Katechismen un! Religionsbücher
bestimmen. In den Elementarschulen erteilt der Geistliche
den Religionsunterricht, in andern Lehranstalten solche,denen der Bischof die Krmächtigung verleiht. Von einem
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staatlıchen ÖO  eraufsıchtsrecht ist keıne ede
Nirgends steht e1 Wort VO dem, Was wıieder Rl
melın (D 218) für dıie Konvention beansprucht: „Die öffent-
lichen Schulen stehen unter der Staatsbehörde, und 1Ur die:
Leitung des Religıionsunterrichts, aber auch diese
staatlıcher Oberaufsıiıcht, steht der Kırchengewalt z“
W enn also der Bischof den Religionsunterricht 1mMm Siınne:
der Unduldsamkeıt erteilen, staatsfeindliche (Grundsätze VOL-

breiten lassen 111 del., 61 Kelig10onsbücher 1n die-
inn einführt, S1e den Eiltern aufzwingt, WEeNnNn frmed-

liebenden Religionslehrern die Krmächtigung entzıeht, -
duldsame Kıtferer alg Religionslehrer berult, S ist, er dazu
ach Art X berechtigt. Was alles unter dem Begr1f
„KErziehung“‘ zusammengera[st werden kann, ıst klar Be1-
spielsweise gehört SOSar das Schönschreiben dazı, iInsotern
vorgeschrieben werden kann, welchen Inhalt allein die Vor-
schriften haben dürfen, WeNn S1e die katholische Krziehung
ördern sollen. W ollte der Staat nach dem VOoON Rümelin
Angeführten wıeder miıt seinNer reservatıo e1inN Halt! zurufen,

weıst der Bischof seinen „ Schein““, und der Konüflikt ist.
da (+anz anders das KEs spricht eintach AaUS,
Was Rümelin ın dıe Konvention ArStT hinemlegt, WEeNnN Art
sagt 397  1€ Leitung des katholischen Religionsunterrichts 1n
den Volksschulen (vgl. Art 18 des Volksschulgesetzes Vom.
29 September SOWI1e 1n den sonstigen öffentlichen
und Privat-Unterrichtsanstalten, einschliefslich der Bestimmung
der Katechismen un Kelig1onshandbücher kommt dem
Bischof Z unbgschadet des dem staate über alle
Lehranstalten zukommenden Oberaufsichtsrechts.“
Art 38 des (GJesetzes VON lautet : „Die Oberschul-
behörde ist, für die evangelischen Schulen. das evangelische
Konsistorium , un! für die katholischen Schulen der katho-
lische Kırchenrat, jedoch unbeschadet der bischöflichen Be-
[UCNISSE hinsıchtlich des Relig1onsunterrichts ın den katho:
ischen Schulen.“‘“ Das Oberaufsichtsrecht des Staates be-
dingt sechon dıe einheitliche Leitung des Schulwesens,
dafs nıcht dem alleinıgen Willen des Bischofs
kommt, die Zahl und Kinteillung der Religionsstunden
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bestimmen. Der Sstaat hat Recht und FPflicht, darüber
wächen, dafs weder durch Personen och Bücher, durch.
die Erteilung des Keligionsunterrichts Rechte und Interessen
des Sstaagte un der bürgerlichen (xesellschaft gefährdet - wer-
den Zudem haft der Geistliche nach Art. des Volksschul-
g/eseizes VO  w 1836 VO Staat den Auitrag 20888!| Keligi0ns-
unterricht un fällt somıt aulser diesem Art. 153 noch unter
den oben angeführten AÄrt D' Abs (S ob 419) AÄAuf
die khelig10nslehrer An allen übrigen Anstalten findet Art DAbs _ des gegenwärtıgen (xesetzes Anwendung, ach wel-
chem dıe Arnennung VOonNn (reistlichen eiIm Militär und
öffentlichen Anstalten dem Staaft vorbehalten ist. Damit
wiıll dem Staaf durchaus nıcht das Recht zugesprochen Se1N.
(Kümelin 232), verfügen Zı können, „ W1e die Geistlichen
den Religionsunterricht den Schulen 7ı erteilen haben,ach welchen Lehrbüchern und welcher Methode “ Das
aat Nıemand verlangt, aber Pflicht des Staates ist. CS , sSe1In.
Oberaufsichtsrecht wahren, WI1Ie 6S das Gresetz 1n der
oben angegebenen Weise gethan hat, Allein der Staat be-
>  O”  nüX siıch INn der Konvention nıcht einmal mıt der Preis-
yabe des Oberaufsichtsrechts ber den KReligionsunterricht.K verfügt och die ausdrückliche königliche Krklärung Zı
diesem Artikel: „Auf das Klementarschulwesen wırd dem
Bischof der mıt der bestehenden Gesetzgebung und der
notwendıgen einheitlichen Leitung vereinbare Einfluß
währt werden.‘“ Wie sıch die Kegierung diesen Kinflufs
dachte, SaSı S1E selbst iın den Motiven, nämlich, dafls „ dıeStaatsregierung wichtigeren, namentlich die inneren Seiten
des Unterrichts berührenden Änder_ungen nıcht schreiten sollohne auch die Kirchenbehörde gehört un ihre eifwaıgenKinwendungen STWOgeEN haben.“ Von eıner Oberaufsicht
des Staats ıst auch hier keine ede HKıs ıst gerade, als
scheue Nan sıch, dieses W ort _ auszusprechen. War heilst.
eSsS ‚„„der mıt der bestehenden Gesetzgebung und der ınheıit-liıchen Leitung vereinbare Kıinflufs“. Nach der eigenen Kr-
klärung der Regierung In ihren Motiven kann s]ı1e nde-
PUNSEN 1m Schulunterricht nıcht vornehmen, ohne den Bischof
gehört die Sache be1 Licht betrachtet, SeINE KFrlaubnis
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eingeholt haben Wiıll die Oberschulbehörde efwas -
dern, der Bischof aber Sagı ‚„ Nem“ nd die Kegierung 111

Kınwendungen nıcht gelten Jassen , Ste dem die
könig] Krklärung entgegen Der Konflikt 1St da Dagt

dann 181 die Erlaubnis VON ihm ET-der Bischof 39a
teilt ID 1ST der realistische Unterricht den Volks-
schulen nıcht durch (Gesetz sondern durch Ministerial-
verfügung O1 15 unı 1864 eingeführt also Unterricht

Geschichte, Geographie Naturgeschichte und Naturlehre
Hätte die Konrvention Recht bestanden , are ach
der CISCHECN obgenannten Krklärung der Kegierung das
könıg] Mınısterium durchaus Z dem Krlafs nıcht befugt
SCWESCH, ohne Zustimmung des Bischofs Hätte der Bischof
dieselbe nıcht geben wollen odeı VO  Z Bedingungen abhängig
gemacht die Keglerung darauftf nıcht CINSCSHANSEN,
welche Streitigkeiten hätte gegeben die Fınführung
des realistischen Unterrichts ? und W eI WAare Kampf
Dieger geblieben ? Hätte aber, dieses Beispiel weıter
Zı benützen , die Regierung den realistischen Unterricht
durch CIM (Gesetz einführen wollen, Ware der oleiche }Fall
eingetreten enn die könıg] Erklärung spricht HUT VO  b

dem mı1t der stie h I1 Gesetzgebung 6C vVvVel einbaren
Einflu(s Die 1857 bestehende Gesetzgebung verlangt aber
Art als „wesentliche (GGegenstände des Unterrichts 111 der
Volksschule “ 1Ur „ KReligions- un Sıttenlehre, Lesen, Schrei-
ben deutsche Sprache Rechnen un Singen “ och de1
Bischof hätte ach dem Wortlaut der könıgl. Krklärung,
und den hätte sich doch ohl gehalten , nıcht nötie
gehabt warten , bis die Regierung be1i ihm Anderungen
beantragt. Kr hätte selbst solche verlangen können bis ZUT

Anderung 111 Beziehung auf Personen, WeNn solche 7

etwa den Geschichtsunterricht nıcht nach dem Sinne des
Bischofs 61 teilen Ja CS könnte dem Bischof auch diese
Bestimmung alg Basıs dıenen , die bestehende Gesetzgebung

Anderung ahe ZUu führen WI1eC dieselbe schon durch
Art VUl 11112 Handumdrehen geänder wurde In Art

Vegl schon GÜolther 180
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des Gesetzes Von 18536 ıst „ Der Keligionsunterricht
ist IN allen V olksschulen, soweıt nıcht 1n besonderen
Fällen die Oberschulbehörde eiwas anderes
ordneti, unfier AangZeEMESSCNE Teilnahme der

h VON dem Urtsgeistlichen erteilen.“
Art VII der Konvention sagt SanNnz eintach : 4M den

Klementarschulen rteilt der Ortsgeistliche den keligionsunter-
richt.“ Ist 1er der „Kıinfluls“ des Bıschofs mächtiger gewordenqals das Gesetz, ist das nıcht auch SONS möglich ? och
auch innerhalb der Schranken des ‚„ bestehenden Gesetzes “
ıst der Konflikt eicht gemacht. Verlangt der Bischof
einNne Kinschränkung des Unterrichts In der deutschen Sprache,

etfwa dem kReligionsunterricht mehr Stunden ZuzuWweısen,annn sich der Kirchenrat darauf berufen: Ich bin ach
Art des Gesetzes Von 1836 die Oberschulbehörde un!
habe estimmen. Der Bisehof dagegen wırd €EN: Ich
habe ach Art VII der Konvention 15857 meınen KEın-
Aufls beanspruchen. Das Gleiche olt Von der „ einheit-lichen Leitung“. EKs ist nırgends gesagt, vVem diese
kommt Der Bıschof ann dieselbe AI Ende auch für sıch
beanspruchen : ann somit, WenNnn der Staat nıcht darauf
eingeht, wıeder ein Konflikt entstehen, be] dem jeder "Le1] auf
gleichem Boden stünde. Sobald Art VII das ÖOberaufsichts-
rec. des Staats gewährt hätte, wäare klar SCWESECNH, be]
dıe letzte Kntscheidung liegt

Das Gesetz on 1862 weıls Von einem „ Kinfluls“des Bischofs auf das Zgesamte Klementarschulwesen, auch
aufserhalb des Keligionsunterrichts, durchaus nıchts. HKs stellt
In dem schon angeführten ‘ das „dem Staat ber alle
Lehranstalten zukommende Oberaufsichtsrecht “ fest; un hält
demgemäfs das Volksschulgesetz Von 836 mıt den Novellen
VO  5 1858 (und 9 ufrecht In seinem SaNzZenN Umfang.

Art I11
handelt Von der Erziehung des Klerus und stellt zuerst denatz auf: Liberum erıt Kpiscopo, erıgere Seminarium Juxtaformam Conecili ITridentini. Im deutschen Text heilst(nicht blofs e1iIN Seminar, sondern) Seminarien. In dieselbeZeitschr, £. Kı- Y
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soll er Jünglinge und Knaben ZU.  — Ausbildung aufnehmen
dürten qU0S PFrO necessıitate et, utiliıtate Dioecoesis sSu42e

reciplendos jJudicaverıt Hujus Semı1ınarıı ordinatıo, doctrina,
oubernatio et admınıstratio Kpiscopi aucforıtatı pleno libero-
QUE JUTE subjectae erunt Reetores YUOQUC , et Professores
Seu Magıstros Kpiscopus nominabit et QuUOTLESCHNQUE ES-

KurzSAl LU vel utile aD 1DSO censebitur , removebit
sind SAaNZ und Sal ıe Seminarıen ach trıdentinischer Vor-
schrift (nach dem Vorbilde des Collegium (+ermanıcum
Rom), die klösterliche Krziehung und der Unterricht
der and des Bischots hegt ohne dafs der Stagagt e1InNne (Ga-
rantıe für die richtige Heranbildung der Kleriker hat Da-
mı1 diese ®emiinarien doch J& bald praktisch werden können
bestimmt 61n könig] Krklärung Art 77 Die könıgl
Keglerung wırd nıcht hındern , dafls der Bischof 'Teil
der Uberschüsse AUuSs den Krträgnissen des Interkalarfonds
auf bischöfliche Seminarijen verwende ‘‘ für den ll
dafs dıe Kammern die den Konvikten bisher gewährte
Staatsunterstützung den Seminarien nıcht zugestehen wollten
Kben, weıl etztere 1Ur Frage der Zeit SIN tährt auch
der Art 11 tfort ‚Quam diu Seminarıum a 1OTIMMAam

Tridentinı econsıli desiderabitur 6S Hs 1st gerade, als
oh Rümelin Von diesem Hauptinhalte des Artikels Sar nichts
wülste, wWenNnNn er S 218) wıeder zuversichtlich Sa
„AUF dıe Bıldung der Geistlichkeit übte dıe He.
SICLUNG durch dıe VO ıhı unterhaltenen Kon-
vYıkte dıe dem Urganismus der Landesuniver-
sıtät verbleibende theologxische Fakultät au S-

gedehnten Kınftkiuklea aus.“ (!) Auf diesen atz NUSSeNH
WIFLr später och einmal zurückkommen

Be1 der Stellung, welche die (reistlichen 11112 Volksleben
einnehmen , ‚„der em geistlichen Stand gebührenden Ach:
tung welche die Konvention selbst (Art 111 Anspruch
nımm(? , bei der bevorzugten öffentlichen und rechtlichen
Stellung der Kıirche, be1 den Funktionen, die der Staat dem
(Greistlichen anvertraut, ist; esSs Pflicht des letzteren, nıcht
eLiwa ber die theologischen Kenntnisse 168 Klerikers
entscheiden, auch nıcht W1e Rümelin dem nıcht auf der
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Konvention ruhenden Standpunkt (also eıgentlich dem Ge-
setz von vorwiırft S 232 den Bischof „NÖötTtIgeN,
Kandıdaten die den theoiogischen Unterricht VON Liehrern,
welche die Kirche azu nıcht für befähigt erklärt halten
haben, 1115 Priesterseminar aufzunehmen “, aber 1st Pflicht
des Staates, die Gewilsheit sich verschaffen dafs nıcht
ein 'Teil Se1NEI Bürger, welche noch dazu 1US öffentliche
Leben eintrefen sollen, Klosterart abgeschlossen VO  5 den
andern, entfernt VonNn ihrem Bıldungsgang, allein (xehor-
S, ß  5äß eEiINe einzelne Korporation , Ja C1NeN frem-
den Souverän , CrZOZEN werden dafls ferner cıe relig1ösen
Krzieher SC11ES Volkes JENEC allgemeine wıissenschaftliche
Bildung erhalten , die S1E ZU ihrem wichtigen Berufe fählg
macht. Es ist dies 1n Grundsatz, der jetzt, aufser
ultramontaner Seite, allseitig anerkannt ist.

Durch den oben genannten Hauptsatz des Artıkels siınd
dıe württembergischen Konvikte 11112 Prinzip schon beseitigt In
der Fortsetzung „ DO lange abeı Seminarien besagter Form
nıcht errichtet sınd ““, sind S16 auf en Aussterbeetat gesetzt

Allgemein bekannt aind Cdie segensreichen Stiftungen
Könıig Wılhelm’s A4AUS dem Jahre 1817 die Errichtung
katholisch theologischen Fakultät der Uniıversität ür
bıngen un die Gründung des öheren Konviktes daselbst

welchem 1824 noch Z W E1 nıedere Konvikte (zu Khingen
und Kottweil) kamen.

Dank diesen Kinrichtungen hat der katholische Klerus
1iın W ürttemberg se1inNne Stelle 11nımer würdig ausgefüllt un
auch 1111 Auslande den Ruf nNner ausgezeichneten WI1SSeN-
schaftlichen un!' pastoralen Tüchtigkeit erlangt Wir reden
miıt den W orten ultramontanen Blattes, des Mainzer
Journals VON 1876 ‚„ Welch C411} G(Glück 18t C WeNn
katholische (+emeinde echt priesterlichen, VO (z+eiste
des Glaubens nd der Liebe erfüllten Geistlichen besitzt
C1HEeEN Mann, der A Altare fromm und würdig die h (+e-
heimnısse tejert der auf de1ı Kanzel m1% Eifer 11n (G(Geiste
des Ernstes un der Milde die CWISCH W ahrheiten verkün-
diet, der 1111 Beichtstuhle mıt geschickter and die Wunden
der Seele heilt und die Seelen höherer T’ugend und oll-

DE R
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ommenheit hınführt, der iın der Sschule un 1n der Christen-
lehre die Jugend nıt dem (zeiste echter Religiosität und
DPietät erfüllt, der Kranken- un Sterbebette wahrhaft

TOÖsten un ihre Blicke 198881 Hımmel ZU lenken weıls
und der 1n allen Fällen des Lebens seinen Pfarrkindern
ein freuer Freund un: Berater ist.““ Diese Schilderung olt
(wenn vielleicht auch nıcht 1m sinne des Mainzer Journals)
VON der württembergischen Geistlichkeit. Nur hat 1E DE
rade ihre Krziehung und wıssenschaftliche Bildung VOTLT einem
einseıtigen, befangenen, zelotischen W ESEeN bis daher bewahrt
und dasselbe importiert werden soll, da 1l CS doch
bhıs heute den württembergischen (xeistlichen noch nıcht
recht PAasSsCH. ] )ie Kleriker qe l bst miıt dem Bischof der
Spitze Ww1ıssen diese Fanriıchtung der Konvikte als e1IN Kleinod
der württembergischen Zustände L schätzen.

Wır wollen nıcht den sentimentalen Standpunkt diesen
ehrwürdigen, erprobten Institutionen gegenüber einnehmen,
ehrwürdig nıcht durch besonders hohes Alter, aber durch
den Degen, den S1Ee schon gestiftet , un durch Gleichartig-
keıt mıiıt den entsprechenden alterprobten Institutionen der
evangelischen Kırche. Vv 17 wollen UNs auf den patrıotischen
Standpunkt stellen. Wer hätte glauben sollen dafls eın
W ürttemberger, ein in den yleichen evangelischen nstitu-
1onen gebildeter württembergischer Theologe diesen
Stolz W ürttembergs , diesen Hort tüchtiger Bildung un
echter, aber freilich eben darum friedlicher KReliQ10sität, den
mıt umsiıchtiger W eisheit un wahrhaft Jandesväterlicher
Fürsorge König W ılhelm In dankbarer Übereinstimmung
mıt der kirchlicehen Behörde gegründet, dafls W u
bergischer Patrıot imstande a  e, diıese Kon-
vıkte m1ıt eINem Wederstrich, kühl bıs aANns Herz
hınan, dem Untergange weihen?! der ist dıes
vielleicht nıcht der Fall? Müssen WITL 4A1 Ende, besonders
ach der neuesten Äufserung ; W1e S1e oben 426 An  —_
führt ist, wıieder eine solche reservatıo mentalis annehmen,
nach welcher dann freilich die vollen drei ersten Abschnitte
Von Art VIL als nıcht ex1istierend angesehen werden
mülsten ? Allein S1E stehen da, und wird doch der ext
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der Konvention der authentische Se1IN un nıcht eine kurze
Bemerkung in einem gelegentlich geschriebenen Autsatz.
nd sicher würden se1tens der Kırche Anstalten getroffen
se1In, dafs Art 111 nıcht ein Blatt Papıer geblieben wAare.
Ist Ja schon durch die Bestimmung des Interkalarfonds da-
IUr gesorgzt Dabei wird der Zusatz ın der Kxönigl. Krklä-
rung‘ (S. 426) „ Vorausgesetzt, dafls VOT allem dıe ın der
Konvention jestgesetzten Verbindlichkeiten des Interkalar-
fonds ımmer ertüllt seien““, nıcht 1e] Bedeutung haben
Diese Verbindlichkeiten sind ach Art X) Abs „ Kr-
YaNZUNX der Pfarrgehalte bis ZUT Kongrua, Anweisung VON

ANSECEMESSCHEN Pensionen für altersschwache un! gebrech-
liche F’fründner, den 'Tischtiteln für Neu weıihende
Geistliche un! den Kosten der notwendigen aulserordent-
lichen Vikarien.““ Wie WIr sehen werden, hat der Bischof
den Interkalarfond in der and W ollte GT 1U einmal
den vorhin bestimmten Verbindliehkeiten etwas nachlassen,
eiwa zugunsten VO  S Seminarien, hat 5 die meısten Stim-
INCN, un! wollte der Staat sıch dagegen durch se1ıne Mit-
gleder der Kommission verwahren, führt es wıeder ZU.
Konflikt. Überdies aber würde nach der Konvention der
Interkalarfond dem Bischof SaNZz 1n die Hände gegeben,bald die Staatskasse keine Beiträge mehr eistet.

Im Gesetz geschieht der Seminarien keine Er-
wähnung, eben weil solche ın W ürttemberg nıcht eingeführtwerden sollen. Denselben steht aber 1MmM Gesetz entgegenArt. VOonNn der » VOM Staat anerkannten wıssenschaftlichen
Vorbildung CC Diese Vorbildung verlangt gerade den Be-
such der Gymnasien und der Universität. Zweck der Se-
mınarien ist. Ja aber, dafls die Zöglinge icht Gymnasienund Universität, so:1dern ausschliefslich 1ın diesen klösterlich
eingerichteten Anstalten ihre Bildung erlangen.och auch e1IN: olches Seminar vorläufig och
nıcht bestand, gewährt die Konvention em Bischof S!
el Rechte ber die bestehenden Konvikte, durch welche
S1e 1ın trıdentinische Seminarien verwandelt werden konnten,dafls die oben 426 angeführte Behauptung Rümelin’s:
„ Auf die Bildung der Grfaistlichkeit übt die Kegierung ausS-
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gedehnten Einflufs aus ‘“ auch VO  a dieser Seıite her e1INn
DBis ZUr Konvention W Ar dieeigentümlıches Licht erhält.

Leitung der Konvikte DANZ ın den Händen des katholischen
Kırchenrats, a.180 eıner Staatsbehörde. Der Bischof War auf
blofse Vorschläge un üunsche beschränkt. Die ZULT Be-
aufsichtigung des /andels und der Studien bestellten Re-
petenten wurden ausschliefslich VOonNn der Staatsbehörde, der
Vorsteher autf deren Vorschlag vom König ernannt, wobeli
1Ur eine vorgängige kücksprache mıt em Bischof In arı
sıcht W3  b Die Visitation Cder Konvikte War

SahZz ın der Hand der Staatsbehörde , welche sich LU  — VOI'-

behielt, Je ach Umständen be1 der des höheren Konvıkts
der Universität den Bischof ZUF Beigebung eines Abge-

ordneten einzuladen. Die nıedern Konvıkte (7ymnasıen
durfte der Bischof oder se1n Kommissär 1LUFr besuchen AUS Anlafs
zufälliger Anwesenheit ihrem Sitze. Den VO  m dem nıcht
konfessionellen Studienrat VOTSCHNOMMENEN Aufnahmeprüfungen
durfte eın bischöflicher Kommissär anwohnen. Die Berichte
der Vorsteher gingen ausschlielslich den Kirchenrat.

Die Konvention stellt NURN in Art. VAIT, die drei
Konvikte 7i Ehingen, Rottweil und Tübingen „bezüglich
der relig1ösen Krziehung und der Hausordnung untfer die
Leitung und Aufsicht des Bischofs““ ohne dem Staat irgend-
eın Oberaufsichts - und Finspracherecht ZU wahren. Kıs
leuchtet eIn, alles unter den Begriff „ educatıo relig10sa “
und „ dıscıplina domestica “ gefalst werden kann, einfach A1Lle  B ga
s  Da  N Leitung. die Staatsbehörde ein philo-
sophisches Kolleg anordnen , kann der Bischof erklären,
dafls der religiösen KErziehung schade, oder 11 eiwa der
Bischof die Zöglinge ONM allem Umgang miıt andern 1n
klösterlicher Abgeschiedenheit abschlielsen , annn i sich
auf die Hausordnung berufen. Hätte der Sstaat SeInN Ober-
aufsiıchtsrecht gewahrt, könnte OT schon kraft dessen
dreinreden. Wiill aber Jetzt so habe ich’s nıcht
gemeınt, dann besteht der Bischof wieder autf seinem Schein
und der Konflikt ist da Ja och mehr: „ Vorsteher un
Repetenten der genannten Institute wiıird der Bischof er-
NENNEN un!' entlassen“ (Art. NVILE, C) Ks ist LWAr die
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Klausel beigefügt: 27 Quos tamen Sravıb us de Causıs facto-
qUu6 innıtentibus CIrca res eciviles et politicas KReg10 GGubernio0
mINUS aCCceptos ESSCcC rescıverıt, eliget. Item QquUuOS
postea ob easdem CAausas ingTatos Gubernio eVAasıSSseE COM-

pererıt, dimittet.‘ Die heglerung mu[fls also ın solechem Fall
mıt einem Ersuchen Z Bischof kommen. ber cie FHrage
ist 1U wieder e , WIe oben bei ‚„ Bischöfl. In-
struktion“ ber Anstellung der (+eistlichen: Bei WE legt
dıe Kintscheidung, ob die Gründe y ZTaVES“T „erheblich “
sind ? Da der Bischof 3 IS6 welcher ernennt UunNn! entläfst,
doch ohl be1 diesem. Ihm können 1E nıcht erheblich un
die YThatsachen nıcht prägnant erscheıinen. Dann
wıird Regium Gubernium mıt seinem Anspruch abgewiesen,
und fügt sıch niıcht, 1ebt’s Konflikt. och weıter : ‚„ Dem
Bischof steht Z diese Institute visıtıeren, eıgene Ab-
geordnete den öffentlichen Prüfungen, zumal jenen {ür die
Aufnahme uer Zöglinge beizugeben , un sıch perlodische
Berichte erstatten Jassen ““ (Art NL d Für die -
n]ıederen KonYvıkte mıt der Vorbereitung auf dıie Universität
ist; annn noch folgendes bestimmt: „ Insoifern die Zöglinge
dieser Institute den Unterricht selbständigen staatlichen
Studienanstalten erhalten, stehen S1Ee gleich den andern Schü-
lern unter den für diese Studienanstalten geltenden (+esetzen
nd dem für Qieselben vorgeschriebenen Lehrplan ““ (Art.
V, b Diese (Gesetze können aber 1Ur gelten für die
eıt der Unterrichtsstunden enn sobald diese vorüber
sind , heifst eSs discıplina domestica, die unter dem Bischof

Wenn aber em Bischof Ciese Ge-steht (S. 430)
SefzZe für die religiöse Krziehung oder nde auch f{ür
die Hausordnung nachteilig erscheinen, _ wenn S1ie lax
SINd, parıtätisch, sechr den möglichen Fınflufls Anders-
gläubiger begünstigen ? Wenn der Lehrplan dem Bischof
nıcht gefällt , ın formeller Beziehung. Unterrichtsstunden
eıner Zeit ansetzt, welche der Hausordnung nıcht entspricht,
1ın materieller Beziehung dem relıg1ösen Stoff Zu wenıgRechnung rägt, Lehrbücher oder Pensen aufgiebt, die dem
Bischof nıcht genehm sind ? Wenn endlich Lehrer ANZE-stellt sınd, die eiwa bei aller sonstigen Füchtigkeit eben
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dem Bischof nıcht katholisch SiNd, oder aeın Akatholik diesen s aaftsgymnasıen angestellt WOI-
den soll? Dann gıebt’s eben wıeder den Konflikt, wırd
12a  =) versucht se1n, antworten Doch eın uch dafür
ist gesorgt. Die Kegjerung steht hier unter em Bischof.
Der Konflikt annn höchstens auf elner entiernteren Position
entstehen, dem Bischof schon 1el mehr Boden dem Staat
gegenüber eingeräumt ist. Ks heifst nämlich g'leich: „ Sollteaber der Bischof bezüglich der Gymnasien hierin“ (In Gesetzen
un Lehrplan) „ eıne Änderung für notwendie oder ZWEeCK-
mälsıg c£ (necessarl1am vel D m) 297 erachten,

wird sich 1Ns Einvyernehmen setizen mıt der königl.Keglerung, welche auch ihrerseits nıchts ändern wıird ohne
vorheriges FEinvernehmen nıt dem Bischoife.““ Inbetreff der
Lehrer ıst gesorgt durch Art VLULL, O ‚„ Die königl. hKegle-
PUNS wıird dafür Dorge tragen, dafls den oberen Gym-
nasıen, mıt welchen die nıederen Konvikte verbunden sind,ach und ach 1Ur Professoren Clericorum ordine -
gestellt werden.“ Inhetreff der Änderungen ist wıeder das
höchst un bestimmte OmınÖöse consilia conterre der Angel-
punkt. Der Bischof hält Änderungen tür nötıg (Judicaverit),solche MUussen also VvVOrgenomMMeEN werden VON selinem Stand-
punkte aus, 1Ur muls der Bischof beratschlagen mıt der
Kegierung oder WwWI1e der authentische Text wıeder S -
bestimmt Sagt: „Sich 1Nns Finvernehmen seizen “‘, W1e die
heglerung selhbst 1ın den Motiven ZU. (xesetzesentwurf den
ınn angıebt on ‚„ Kınyverständnis “ oder „ Zustimmung “Die Konvention selbst g1ebt, wiıe schon oben be] der be-
treffenden Stelle bemerkt, einma|[l die Krklärung dieses CGCON-
sılia conierre ın der bischöfl. Instruktion Art 1  e
An diese Von der Konvention selbst gegebene Krklärung
VO „ Cconsilia conferre 66 wırd sich der Bischof auch hier
halten. W ıll C_ eline Änderuxig und (& kommt nicht
Einvyernehmen mıt dem Staat, hat letzterer sıch selbst
zuzuschreiben, WEeLnNn der Bischof 1U  — dennoch mıt seiner
Anderung vorgeht. Allerdings kann der Staat auch auf
dıes drimgendste Verlangen des Bischofs vermöge seiner Ge-
walt eine Änderung ablehnen, aber dann ist der Konflikt
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da, un! der Staat hat autf seiner Seite NUur das Recht der
Gewalt, ob dann die Professoren Clericorum ordıne „den
Menschen mehr gehorchen als Gott“ ist die Frage. Wenn
NUuNn vollends die hegierung E einer besonderen königl. Kr-
klärung die Zusicherung gıebt: „ IS wırd dem Bischof nıe
erschwert werden, die Kntfernung eINeEes On iıhm für U11l-

würdıg erklärten Zöglings AUS den öffentlichen Konrvikten
A erwirken“, W as bleiht enn da eigentlich der heglerungnoch übrig ? KEinmal allein der Streit miıt dem Bischof,

S1e Lehrplan un! (xesetze der Gymnasien nicht‘ nach
se1InNer Vorschriit einrichten wull, dann zweıten die
Prüfung un: Aufnahme der Zöglinge auch e  ‚3A den Wider-
spruch des bischöflichen Kommissärs. Ist aber ein Zögling
aufgenommen, zann ach der könıigl. Erklärung gleich

andern Tage VO Bischof wıeder ausgewlesen werden!
Ks hätte also die heglerung bei den niederen Konrvikten
WL die EINZIYE unbestreitbare Macht, eıinen Zögling auf
Grund der Prüfung nıcht autzunehmen. Die Gültigkeit der
Fınsprache Vorsteher un Kepetenten hängt J2, WI1e
WIr gesehen haben, T  AaNZz VO Bischof ab So sind nıcht
Dlofls cCıe Konvikte, sondern selbst die Staatsgymnasien
deren Sitz dem Bischof 1n dıe and gegeben, und WEn er
Aaus den ersteren taktısch den Tridentinischen ähnliche Se-
mıinarıen macht, ann das nıcht gehindert werden. Ks
bleibt daher Rümelin’s stolzer Behauptung VO  D dem c AaUS-
gedehnten Einfluls“ des Staates auf „ dıe Bildung der Geist-
lichkeit“ das Wort übrig „die V.O ıiıhm unterhaltei
1ILO Konvikte“ (nur das Kecht, die Konvikte dotierén‚wird dem Staat nıcht bestritten), eine W ahrheit, AIl welcher
weder dıe weıtgehendsten Kollektivynoten der Bischöfe, och
die Konvention rütteln wollten, welche etztere vielmehr die-
selbe beiläufig ın den Lext aufgenommen un: dıe Ver-
pflichtung des Staates vertragsmälsig ftestgestellt aat „QuamdiuSeminarıum a NoOormam Irıdentini concılıu desiderabitur,ei, Convietus publiei aerarıl maxıme sumptıbust1ı Khingae Rotvilae Aubingae exıstent 4aec
observabuntur“ : Das Recht, das eld herzugeben,wıird em Staate ımmer gnädigst gyelassen.
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Das (xesetz hingegen lälst dem Bischof die Leitung
der relig1ösen Erziehung un der Hausordnung ZU-

kommen unfer „Oberaufsicht der Staatsgewalt“ und
letztere HUL, 1NSOW eıt 516e durch dıe religıöse Erziehung
bedingt 1st An den übrigen Beziehungen stehen dieselben
unfer der u I} 11 Leitung der Staatsbehörde Ins-
besondere hängt die Aufnahme nd Kmntlassung der Zög-

Danach ist derlinge VON der Staatsbehörde abc( (Art 113
Bischof verpflichtet, ennn Anderung ı dieser SC1INer

Sphäre, der Hausordnung oder religiösen KErziehung 'r
nehmen 111 der Sstaatsbehörde Mitteilung ZU machen , ob
S 1E VOIN staatlichen Gresichtspunkte AUS keinen Anstand Eer-
hebt ob die Krziehung der Zöglinge nicht
dej bürgerlichen Gesellschaft odeı dem Staate feindseligen
und nachteiligen innn geleitet werde ob SC nıcht dem
Unterricht Aln der Universität und den Gymnasıen en-
wıirke Dabei 1ST der Staat VErMOSE SEeiNEer ausdrück-
ich gewahrten Oberaufsicht der entscheidende Teil In den.
Lehrplan un: die (G(esetze der selbständigen staatlichen An-
stalten, Zh0l denen die Zöglinge ihren Unterricht erhalten, nat
der Bıschof nıchts darein reden , ebenso s be]l der
Anstellung der Protfessoren en beiden (Üymnasien oder
4A11 der Universität.

Dem Bischof giebt ÄArt des Gesetzes ebenfalls das
Recht der Ernennung der Vorsteher un kKepetenten der TEL
Konvikte Allein der Bischof darf die Vorsteher LT 43 AUS
de1 Zahl der A 1tz der Konvikte angestellten Professoren
oder Kirchendiener “ eTrTNENNEN Die Professoren sind Samt-
lich OIM stasaft ernanntfe Staatsdiener Die Kirchendiener
sind nıcht anders qlg ach dem (xesetz ernannt a 1s0 OIMn

stagat schon vorher anerkannt Thatsächlich aber gestaltet
sich dıe Sache och S dalfls die Stellen der Ortsgeistlichen
ZU. Patronat der Krone gehören Khingen, Rottweil und.
Tübingen dafs die Sstelle des Konviktsdirektors Tübingen
11t der dortigen Stadtpfarrstelle vereinı12t 1sSt

SO hat sich der Biscehof MIM  9 ehe GL diese Stelle be-
setzt, Zı VEISCWISSETN, ob der König den VOoO ıhm 111 AHS-
sicht CNOMMENEN Mann auch auf die Stadtpfarrstelle _-
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NENNEN 111 und erst NVenNnn letztere KErnennung erfolgt ist
ernennt ıhn der Bischof auf die Konviktdirektorsstelle AÄAus-
drücklich 1st aber auch autf die Kepetenten das Recht der
Ausschliefsung durch die Staatsregierung VO  an Art Abs
angewendet 111 Art LO Abs » un ZW Al auch für den
all 227 WEeNnN EeiINn Vorstand odeı Kepetent h

111 bürgerlicher odeı politischeı Beziehung der
Zudem 1st achKeglerung unangenehm geworden ist.“

Ministerlalverfügung VO b Oktober 1859 qls oberste 41616
Lung dıe Konviktskommission für das höhere Konvikt 1121

Tübıngen eingesetzt bestehend AUuSs den Mitgliedern der ka-
tholisch theologischen Fakultät und dem Konvıktsdirektor,
wobel das älteste Mitglied der Fakultät den Vorsitz führt
Z ihrer Zuständigkeit gehört alles, Was sıch auf den Stu-
dienplan und die wıissenschaftliche Ausbildung der Zöglinge
bezıeht, soweıt diese nıcht VO  «] der Universität schon 11  —

miert siınd ebenso alle wichtigeren Disziplinartälle die:
Gutachten und Anträge Arn die staatfs- nd Kıiırchenbehörde.

AÄArt 1
beschäftigt sich mit de1 katholisch theoloxischen

21 ul LÄät der Landesuniveır s1tÄät Facultas theologica
tholica Unıyersitatis Reg1ae quoad UNU: doecendi eccles1iasti-
(L Fpiscop] FESUNINI ei INSpeCLLONL subest Potest proınde
Kpiscopus Protessoribus ef Magistris docend;ı auctorıtatem,
et n  > trıbuere , eamdemque, qQUum ıd opportunum
censuer1t FeVOCAare ab fidei professionem CX1IgETEC,

scr1ıpfa eit compendıa CXAamMını subjicere
Das Berufungs- und Anstellungsrecht des Staats 1ST damıiıt

illusorisch gemacht un! er hat 1ur noch das Recht dieser
reın kirchlichen Anstalt Mittel und sc1iNen Schutz
ZU Verfügung tellen Die theologische Fakultät ıst.
mıt dieser Bestimmung ZANZ und O“  ar dem Bischof unterworien,
Von der übrigen Universität etrennt, dafs es unzulässig
ıst, unter diesen Verhältnissen noch VOIl der ‚g 111 em Or-

1 der Landesuniversität bleibenden theologischen
Yakultät“ sprechen Zı wollen (Rümelin 218) Ein Kön.
Ik + ist da allerdings nıcht mehr möglich, WO der
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Sstaat auch Sar nıchts mehr drein reden hat, das
beraufsichtsrecht des Staates ı1n eın Aufsichts-
recht des ıschofs ber eiıne Staatsanstalt und
staatlıche Funktionen verwandelt Dr Auch für
dıe Professoremn', dıe wenıgstens nommell noch Universitäts-
professoren un staatscdiener sınd, ist e1INeEe solche Beaufsich.
tZUNg, INas S1Ee herkommen S1E will, Ja schon als Män-
Ner höchst kränkend, WEeNN S1E durchaus der illkür (quum
id opportunum censuerit) einNes dritten {Ür ihre stei-
lung anheimgegeben Sind. uÜch da hätte einem wurfttem-
vergischen Patrioten doch der Hınblick auf die würdige
ı535el ruhmvolle G(reschichte der Jungen katholisch-theologischen
Fakultät, auf dıe LrEUE, unermüdete un opferwillige Für-

des Königs un der Staatsregierung die WFeder zurück-
halten sollen , einen solchen Auslieferungsvertrag unter-
zeichnen.

Wollte siıch die Kegjerung nıcht die Frage vorlegen, ob
CS ihr unter solchen Umständen noch möglıich sel, W1e bis-
her, tüchtige Kräfte für die Lehrstühle der Fakultät SC-
wınnen, S hätte S1E sich doch iragen sollen , ob S1Ee das
Recht habe, die Kixistenz ihrer Staatsbürger un -diener S!

schutzlos dem opportunum eıner anderen (+ewalt auszusetzen.
och nıcht SCHUS mıt der katholisch-theologischen Fakultät
Die Kegierung geht och weıter und lietert auch die philo-
sophische Fakultät Tn AU  N Eine besondere I<
lıe h z Dr Zı dıesem Artikel sagt: 27 Damit den
Zöglingen des Wilhelmstifts (Konvikt) in Tübıngen Gelegen-
heit werde, philosophische V orlesungen be] Katholiken
hören, wırd VOT allem der Bischof VO  - dem ihm durch die
Krnennung des Direktors nd der Repetenten dieser Anstalt
zustehenden Mittel Gebrauch machend, das Geeijgnete er-

fügen Allein auch die königliche Kegyiıerunz wird
bei Besetzung der Lehrstühle LMN der phılosophi-
schen Fakultät auf diesen Gegenstand die thun“=«
ıchste Rücksicht nehmen.“ Dieses „Rücksichtnehmen “
ıst wıeder ein unbestimmter Ausdruck, der dem Bischof
in die and giebt, die Keglerung drängen, hıs die philo-
sophische Fakultät (denken Wir namentlich A Geschichte)
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uUum mıindesten miıt Katholiken besetzt, J2 208 nde teilweise
INn seiner Hand ist.

Das Gesetz dagegen bestimmt Art klar „ Gegeneıinen Lehrer der katholisch-theologischen Fakultät der Uni-
versıtäf, dessen Liehrvorträge ach dem Urteile des Bischofs
wider dıe (Grundsätze der katholischen Kirchenlehre Ver-
stolsen , NN eıne Verfügung AT VO der Staats-
behörde getiroffen werden.“ Damit bleibt die Fa-
kultät ‚„ IN dem Urganismus der Landesuniversität“ un ers
durch das (Gesetz ist das oben angeführte Wort KRümelin’s.
wıeder ZUr W ahrheit geworden.

Der Bischof darf Vr einen Antrag stellen , mufls
denselben aber begründen (nicht: ıd opporfunum Ccen-
suer1t). och ist damit die Staatsregierung durchaus nicht

Kintlassung ezwungen. 31 hat 11 all
untersuchen. Ks könnte die Beschuldigung der He-
terodoxıe NUur ein Vorwand {ür sonstige Unbequemlichkeitdes Liehrers SeIN. Die Kegierung hat unter em

April 1871 ausdrücklich 1MmM Kegjerungsblatt erklärt:
„Infolge eıner ach Vernehmung des Geheimen ats -troffenen Höchsten Entschliefsung Seiner Königlichen Ma-
Jestät OMn M wırd 1ermit bekannt gemacht, dafls
die könlel. Kegierung den Beschlüssen des vatıkanischen
Konzils In Kom WIE solche ın den beiden dogmatischenKonstitutionen VO April nd 18 Juh ZUSAamMmmen-
gefalst sind, insbesondere dem In der letztgenannten Kon-stitution enthaltenen Dogma Von der persönlichen Unfehl-barkeit des Papstes zeinerlei Rechtswirkung auf
staatlıche oder bürgerliche Verhältnisse -

SiE t(l Würde un eiIN Professor SCcH Leugnung derInfallıbilität angeklaot, hätte ihn der Staat 2gl se1ıner
Stellung schützen. WAar könnte der Bischof den Stu-dıerenden die W eihen geN, welche Vorlesung’en beieınem Von i1ıhm angeklagten Lehrer hören. Darauf stünde
es bei der Staatsbehörde‚ die Berufung eınes andern Lehrersabzulehnen un den bisherigen in Sse1INer Stellung ZU be-lassen. Damit würde die akademische Schlufsprüfung, welchenach Art. ‘ gefordert wıird, I6 nach. Ux.ns_tänden unmöglich

k“
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werden. Diese Konflikte könnten aber 1U eintreten,
der Bischof seinem Kıde, mıft dem 6L dem Könige un den
Gesetzen (+ehorsam und Ireue geschworen , untireu würde,
nıcht indem sıch, W1e bel der Konvention, auf eine Be-
stimmungz im (+esetz selbst berufen zönnte.

Art.
betrifft das kirchliche Vermögen. Dazu gehörte beim
Abschlufs der Konvention: 1 Die Bistumsdotation, welche
unter geWw1ssenN Beschränkungen Iın der Verwaltung des bischöf-
liıchen Ordinariats stand unter Oberaufsicht des staats.

Der Interkalarfond un die vakanten Pfründen Sie
standen in der Verwaltung des Kirchenrats, welcher Je
ach dem mıiıt dem Ordinariate Kücksprache nehmen
hatte Die besetzten Pfiründen, verwaltet VON den In-
habern und Kapıtelskämmerern unter Aufsicht der Staats-
behörde (Kirchenrat), welche sich wieder ins Benehmen miıt
dem Bischof setfzen konnte Das Lokalkirchenvermögen
ınter Verwaltung des Stiftungsrats der (Jemeinde (Gemeinde-
rat Uun! Ortsgeistlicher). Die Aufsicht führte das gemeln-
schaftliıche Oberamt (Oberamtmann und Dekan) Krels-
reglerung und Ministerium des Innern

Die Konvention 1U führt auch hier das kanonische
Rechft eiIN Uun: nımmt oleich alles Vermögen insgesamt für

27 Das Ver-dıe Kirche 17 allgemeinen ın Anspruch.
mögen, welches die Kırche als ihr Kaıgentum besitzt, oder
in Zukunft erwerben wird, ist beständig unverletzt Z
halten , und WITr  d dasselbe ohne Zustimmung der Ka
gewalt nıemals eine Veränderung oder Veräufserung Eer-

leiden , noch werden dessen Früchte 7ı andern Zwecken
verwendet werden.‘“ So ist all das obgenannte Vermögen
dem Prinziıp nach in eınen Beutel geworfen und WITr sehen
auch hier die kluge Voraussicht der Kurie. Wenn S1Ee
später einmal Lokalkirchenvermögen ZU irgendeinem
anderweitigen kirchlichen Zweck meinethalben Zı einer

Missıon 1n Kngland, verwenden wollte , könnte S1e sich

Vgl G-'olthe;r,' 93 f. 185 f. 411
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darauf berufen: „Bona temporalia, QUAE. KEecclesia “  propriapossiıdet.“ Damit diese Bestimmung noch prägnanter auUuS-
gedrückt sel, heilst CS schon Jeizt: „ Das Kirchenvermögenwiırd 7 unter Aufsicht des Bischofs
VON jenen verwaltet, welche ach Vorschrift des ka-

‚881 C R (L Jetzt erfolgt eEin Zugeständnis
cdie bestehenden Verhältnisse ‚„ oder ach dem Her-

kommen, oder durch ein Privilegium nd eine besondere
Bestimmung für irgendeine ılde Stuitung ZU solcher Ver-
waltung berufen sind.“ och damıt das Prinzip auch hier
gewahrt bleibe, tährt der Artikel fort D  Jle Verwalter abersınd gehalten, auch WEeNnn dieses auf Grund der oben ANSE-führten 'Titel andern gegenüber geschehen hat, zugleich
auch dem Bıschofe oder seinem Bevollmächtigten jährlichRechenschaft ihrer Verwaltung abzulegen.“ Die Re-=
gıerung W3 auch hier wıeder NalV, ın ihren Motiven
auszusprechen dafls hierdurch den oben angeführtenGrundsätzen des Verwaltungsedikts Oom März 15852 nıchts
geändert worden SE1. Allein iIm Grunde ıst dadurch das
bis jetzt bestehende Recht in W ürttemberg allerdings SC-ändert. Dieses beruhte auf dem Grundsatz des KEinzel-
vermögens unter Verwaltung gemischter und Oberaufsicht
der staatlichen Urgane, das Recht der Konvention aber
ruht auf dem kanonischen Grundsatz des Gesammtvermögensder Kirche verwaltet 1mM Namen der Kıirche (Bona ecclesija-
stica nomıne ecclesiae administrabuntur). Nehmen W1IT nNnurdie wirklich bestehenden Verhältnisse, och nıcht einmal die
zukünftigen rechtlich möglichen Ansprüche. Der Stiftungs-rat verwaltet das kırchliche Lokalvyermögen und legt dem
gemeılnschaftlichen Oberamt Rechenschaft ab ach derKonvention 1at das Gleiche em Bischof gegenübertKun Dieser wiıll eine Anderung In der Verwaltung, das
gememschaftliche Oberamt und die Kreisregierung nıcht
Der Bischof sagt „Bona ecclesjiastica nNOomMııNe Keclesiae ad-
mıinıstrabuntur.“ GHeht die Staatsbehörde nıcht nach, ist
der Konflikt da D  1eSs kennzeichnet Rümelin’s Behauptung:„Bei der Verwaltun Q des kirchliehen Lokalvei*mögens ıst
die Einwirk ung der staatliıchen Organe eine überwiegende“
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(S 248) Um das neue Prinzıp wahren, werden die
Jetzt bestehenden Verhältnisse NUur einstweilen wıeder als

u h Zugeständnisse der Kurie behandelt un
solche können J& jederzeıt wıederrufen werden , ohne dafls
dadurch der Vertrag 1mMm Prinzip aufgehoben W4Are ‚„ Ddancta
Sedes, spectatıs Deeculiarıbus mM circumstantliis,
consentiıt, dals dıe einzelnen Kirchenfabriken, SOWI1E dıe:
übrigen kirchlichen Lokalstiftungen 1MmM Kır h
in der W eıse auch ferner verwaltet werden, W1e S1E 11
Lande eingeführt ıst; AA sollen Pfarrer und Landdekane
ihre diesfallsıgen Verrichtungen 1m Bı S {S.
ausüben“ (S dıe Ausführung 439) Wenn es un
weıter heilst : „ Über die spezıelle Ausführung dieser Ange-
legenheit wırd die königel. kegierung miıt dem Bischote:
eın Ubereinkommen treiften ““ wIird 1es doch nıcht

dem Zweck in AÄussicht gestellt se1IN das Verwal-
tungsedıikt VON 189292 wıeder testzustellen , oder es ZU-

gunsten des staatlichen EıinfÄlusses ändern, sondern doch
wohl; dem kanonischen Recht mehr Geltung \
schaffen. Wenn 6S die Kegierung mıt ihrer obigen Be-
hauptung erns meılnte (S 438), steht eiwa nıcht
gerade An dieser Stelle „ An den Grundsätzen des Verwal-
tungsedikts VO März 1899 wırd nıchts geändert“ £
N eiter „ Insuper Sancta Sedes annuLt, dals, S lange

1e A x s den allgemeinen oder örtliichen Be-
dürfnissen der Kırche © 1tr C le U die vakanten
FPiründen un der Interkalarfond er
des Bıschofs und 1m Namen der Kirche-durch eINe
gemischte Kommission verwaltet werden; die eınNe Hälfte
der Mitglieder dieser Kommission erwählt der Bischof haupt-
sächlich AUS Geistlichen, die andere die könlgl. Keglerung
AUS Katholiken, den Vorsitz hat der Bischof oder dessen
Bevollmächtigter.“ uch hler <o1] e1N UÜbereinkommen mıt
der kKeglerung das Nähere regeln. Welche Basıs demselben
gegeben werden will, das {olgt 1mM weıteren : „Über die Er-
haltung des Grundstocks des Interkalarfonds, SOWI1E ber
Verwendung der KErträgnisse desselben wird die genannte
Ommission der königl. Regierung stets Gewilsheit geben.“
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Vorher 1ıst über die Verwendung des Interkalarfonds 1m
wesentlichen ach den bisher bestehenden Grundsätzen be-
stiımmt, dafls Gr verwendet werde 33 VOF allem steifs ZUr

Krgänzung der Pfarrgehalte bhıs ZUTr Kongrua, ZUr AÄAn-
WEISUNG VON ANSEMESSCHEN Pensionen, ZU den Aıschtiteln,

den Kosten der Vikarien “. Allein ist dıie GE

Bestimmung beigefügt: „efwalge Überschüsse aber DUr für
andere kırchliche Bedürfnisse verwendet werden “ un dıe
oben (S 426 429) angeführte Einräumung ın betreff der
Seminarien. Zugleich ist be] der Zusammensetzung der or
nanntfen Oomm11ssion dem Bischof der überwiegende, der
Staatsbehörde der untergeordnete Einfufs eingeräumt un
dem ersteren der vollständige in AÄussicht gestellt. Rümelin
stellt dies (S 219) dar „Bei den allgemeinen Fonds
und dem Piründenvyermögen kommt ZU dem allygemeinen
Autsichtsrecht och ein wesentlicher Anteil 28 der Verwal-
tung hinzüu“, während ETr andere Bestimmungen qls die der
Konvention mıt der Behauptung abweist, der Staat könne,
„ Wıewohl hinsichtlich der Verwaltung des Kirchen-
vermögens SeIN Aufsichtsrecht vorbehalten kann, doch nicht
einseıtig den Anteıl bestimmen, welchen die Organe der Kıirche

dıeser Verwaltung nehmen haben“ (S 232) Die
Kıchtigkeit dieses Satzes vorausgesetzt, würde aber daraus
och nıcht {olgen , dafs deshalb der Staat der Kirche die
Verwaltung überlassen mulÄs, WIie dies ın Art im Prinzipgeschehen ist, und SeINE etwaige Mitwirkung Nur als eineKonzession der Kırche auf un bestimmte eıt sich gestattienlassen mufs. Allein, ıIrgendwo, kann 1er der
Staat den Anteil bestimmen, den die Kirche der Ver-
waltung D nehmen hat bei einem Vermögen, WIe that-
sächlich ın Württemberg vorhanden und om Staat al
solches schützen WL Wird freilich a ]] dies Vermögen
Lrotz seiner verschiedenen Rechts- un Besitztitel In eine
Kasse geworfen und ach kanonischem Recht als ‚„ Bona
temporalia , QUaEC Ececlesia proprıia possıidet ““ GÄrt
W1e eiINn Privatvermögen der Kurie betrachtet , dann ist CS

allerdings outer Wiılle des Besitzers, WeNnNn er einen andern
auch och eiwas ‘drein reden läfst. Noch mehr aber ist der

Zeitschr. K;-G, VL @
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Staat Sal verpflichtet, „den Antail bestimmen “ wel-
cehen seiNEe Organe und al80 mittelbar, welchen „ die Organe
der Kirche dieser Verwaltung nehmen haben“

1st, der seINE Mıttel Zı Kirchenzwecken ZUL Verfügung
stellt, wiıe Rümelin qelbst Sagt S 219) „ Die Kırche bleibt
überhaupt, W1e bisher in ıhren ökonomischen Angelegen-
heıten VO  (om) der staatlichen Beihilfe abhängig.“ Das oHer-
iNngs haft die Konvention zugegeben, dals das Kırchen-
vermögen „den öffentlichen Lasten un Abgaben, SOWIE den
übrigen allgemeinen Gresetzen des Königreichs, wıe alles«
andere Kıgentum terhegt e CN  w auch die gesetzlichen
Bestimmungen über dıe ‚„„tote Hand“ nıcht ausdrücklich
erwähnt sınd , können S1e doch befafst SEIN untier den
„Üübrigen allgemeınen (Gesetzen des Königreichs“.

Das Gesetz VON 1562 acceptiert allem den
kanonischen Grundsatz nıcht, alsı ob die Kırche 1m
d h die römische Kurie Fiıgentümerin des Kirchenvermögens
sel, sondern .läflst die einzelnen, mıt Juristischer Persönlich-
keit begabten Besitzer In ihrem Rechte Art. +8 27 Das den
kirchlichen Bedürfnissen und Anstalten gew1dmete Vermögen
unterliegt den allyemeinen Landesgesetzen, insbesondere auch
jenen über öffentliche Lasten und Abgaben, SOWI1eE ber den
Basıtz von L jegenschaften du1‘ch dıie tOotfe Hand.“ Diese
Jetztere Bestimmung ist besonders aufgenommen und somit
(+arantie gegeben, dafs nıcht grölsere Komplexe on (Jütern
sich 1m Besıtz kirchlicher Anstalten ansammeln. Von elner
Verwaltung des kirchliehen Zwecken gewıdmeten Vermögens
„ unter Öberleitung des Bischofs und 1im Namen der Kirche“
ist im Gesetz nırgends die ede Kırst bleibt es bei den
Bestimmungen des Verwaltungsedikts VON 18292 (+0eändert
wurde dasselbe NUur inbetreff des Interkalarfonds, der V9a-
zanten und besetzten Pfründen , aber miıt zugestandener
Absicht, nıcht mıt verschleiernden Erklärungen. In den
genannten Beziehungen W ar der Bischof 1Ur auf etwalge
Wünsche beschränkt. ach Art 19 stehen Interkalarfond
un vakante Piründen unter der „ gemeınsamen Leitung “,
die besetzten Pfründen ‚„ unter der gemeinsamen Aufsicht
des Staates und der Kirche“. Diese ıst folgendermalfsen
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geregelt Dey Interkalarfond 1IST. de1 Staatsbehörde, dem
Kıirchenrat, unterstellt Das Ordinariat Nımmt Kınsicht OIn
jährlichen Geschäftsbericht desselben und wacht darüber,dafs cdie Mittel bestimmungsmäfsig verwendet werden.
vakanten Pfründen werden VO Kämmerer verwaltet wel-
cher zugleich staatlicher und kirchlicher Beamter 1ST Seine
Kechnungsstellung geht den Kırchenraft Die besetzten
Pfründen verwaltet de1 Pfründneır unfer Äufsicht nd Unter-
StÜtzUNG OM Kämmer Veränderungen 18881 Pfiründen-
VEIMMLOSCH werden VO Kämmereı dem Kırchenrat AaNDE-
ze1& Hat sich der Konvention dıe Kurije für die Zu-
kunftft gesichert, sichert de1 Stagt 1111 (4esetz SEiN AÄuf-
sichtsrecht auch für solche Fälle, WenNnn sıch Zukunft
aulser den schon vorhandenen S 438) genannten Fonds
och weiıifere für kirchliche Zwecke bilden würden, ındem
Art fortfährt „Von den Verwaltern anderer, den kirch-
lichen Bedürfnissen und Anstalten gewıdmeten Vermögen
annn die Staatsregierung, OWeIlTt ihr nıcht weıfer reichende
Befugnisse autf dasselbe zukommen über die Krhaltung des
Grundstocks und die stıftungsmälsige Verwendung SC1INeTr

Krträgnisse Nachweis verlangen.“‘
och hat dıe Staatsbehörde ihre Mitwirkung und ihr

Oberaufsichtsrecht eben WCSDCNH der Verbindung on Kıirche
und Staat gewahrt 111 e1NemM Punkt welchen die Konvention
SaNZ dem Bischof überliefs, dafls davon Sar nıcht die
ede 1St. Art des Gesetzes bestimmt : i Die Bildung
NneuUeTr kirchlicher Gemeinden und dıe Abänderung bestehen-
der kirchlicher Gemeinde- und Bezirkseinteilungen ann
vVvon dem Bischof 11n Fınverständnis mit der Staats-
FESICFUNG verfügt werden Dasselbe oult VON deı Errich-
tung, Jelung und Vereinigung VON Pfründen, auch WEn
eiNe O kirchliche Gemeindeeinteilung nıicht damıt Ver-
bunden ist C£

Art SC
der Konvention lautet : „Der Bischof wiıird mıt allen könig-lichen Behörden unmittelbar verkehren:66 Vorher durite der
Bischof Nnur mıiıt dem Kirchenrat un durch dessen Vermitt-

2Q *
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lung mM1 den sonstigen Staatsbehörden verkehren. IBER Ge-
SEeiZz hat diese Beschränkung ebenfalils aufgehoben, aber der
Konvention gegenüber doch och die Bestimmung hiınzu-
gefügt, dals der unmittelbare Verkehr des Bischois mıiıt den
königlichen Behörden 1Ur in der Weise statthinden darf,
‚„ dals keine Befehle 0d811 eisungen S1e erläfst ““ Ks
scheint S1ICH dıes VON ae { het verstehen, alleın nehmen WIr

NU.  F die bischöfliche Instruktion Abs Art der
Konvention, die staatliche Mitwirkung un Vollzug
kirchlicher Sstraten in Anspruch wird. ürde
eine 1 (zeiste der Konvention erstarkte bischöfliche Ge
alt sich sehr scheuen , einpr welitlichen Behörde ZULTE

Leihung ihres Arms W eisungen geben ? DO, sehen WIr,
ist nıcht einmal ın dieser anscheinend Z nebensächlichen
Bestimmung eine Gleichartigkeit der Konvention un:' des
(Jesetzes Zı finden

Blieken WITL auf dıe Konvention zurück, S! ist e1IN cha-
rakteristisches Merkmal, das och nıcht ausdrücklich g-
NannNt, auch e Daeahnbarkeıit In den Händen der Kurize.
Dagegen spricht sich dıe Konvention dem ar gegenüber
ımmer bestimmt AUS , W1e clie besonderen Westsetzungen in
dieser Richtung zeigen. O mufs be1 Art dıe königl.
Erklärung versichern: » Die königl. Kegierung wird, W1e ecs

auch seither immer ihre Ubung War , duf die dem königl.
Patronat verbleibenden Pfründen solche Geistliche prä-
sentieren, welche den allgemeiınen Pfarrkonkurs mıiıt Kırfole
bestanden .haben.“

Durch das „ Wı1e CS auch seither ımmer ihre Übung
DerWAar  66 ist diese Krklärung scheinbar unverfänglıch.

Satz ist die Angel, dem auch die Keglerung gefangen
ist LÜr e1n Gebiet, das ihr och hätte F'reiheit gewähren
können. al der Pfarrkonkurs ach der Konvention e1in
SANZ anderer ist und somıiıt auch die NeUuUue Übung eine Fa
andere alg dıe alte, davon ist nıchts gyesagt Be1 Art
erklärt wıeder die Keglerung: 27 VV CLn Verbrechen oder Ver-
gehen on Geistlichen deren Verhaftung oder Gefangen-
nehmung notwendig machen, S wird La dabei steitS, S:

weıt dies möglich, die Rücksichten eintreten lassen , welche
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diıe dem geistlichen Stand gebührende Achtung erheischt.“
Äm bestimmtesten bindet noch Art A den staat: ‚„ Die
nıt der vorstehenden Vereimbarung 1m Widerspruche stehen-
den könıiglichen Verordnungen un Verfügungen treten auliser
Kraft; <Oweiıt aber gesetzliche Bestiinmungen derselben ent-
gegenstehen, werden diese geändert werden.“ KÖönigl. Kr-
klärung: „ Unter den miıt der jetzıgen Konvention unvereın-
baren und somıit aufser Kraft tretenden Verordnungen VOeTI'-

steht die könlgl. kKeglerung selbstyverständlich
welse die Verordnungen VO Januar 1830 und März
18535 SOWI]Ee das Fundationsinstrument V OI Maı 1828,
sSOWwelt solches nıicht Von der Dotation des Bıstums handelt,
nebst Beilagen und diesem Instrumente.‘““ Damit
hat die Kurie das Recht in der Hand, quch für dıe Zukunft
die Anderung der Gesetze, somit auch der Landesverfassung

iordern, sobald G1E en Nachweis sührt, dafls dieselben
, e1ıdem Conventionı adversantur “

Von Interesse wWwäre CS, die württembergische Konvention
auch miıt der badischen und besonders miıt em österreichi-
schen Konkordat ZU vergleichen, WCNN hier die Aufgabe
wäre, diese einzelne Krschemung ıIn das Licht der SaNZeN
Zeitentwickelung stellen. Das österreichische Konkordat
War das Vorbild, und ist gelungen , auch das wurttem-
bergische ihm ahe bringen , dafs esS oft eın
Schritt oder L1LUT die HKorm ist, welche beide trennt, WCLiN
S1Ie noch nıcht oleich SINd. So unterwirft das Oster-
reichische Konkordat den gesamten Unterricht der katho-
ischen Jugend der Aufsicht der Geistlichkeit, 6E mulfs nach
demselben INn allen Fächern der katholischen Lehre ent-
sprechend se1n. Das württembergische Konkordat hat den
Beisatz, dafls dem Bischof der mıiıt der Gesetzgebung und
der einheitlichen Leitung vereinbare KEıinflufs gewährt werde.
Die kKeglerung erkannte damals in iıhren Motiven selbst an,
dafs damit das Versprechen gegeben sel, S1e wolle wich-
tigeren , namentlich die inneren Seiten des Unterrichts be-
rührenden Änderungen nıcht schreiten ohne auch die
Kirchenbehörde gehört und iıhre etwalgen Fiınwendungen
CrWOZECN Zı haben Selbst in der exXxfremsten Angelegenheit,
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der Ausnahme der Bischöfe der staatlichen (+erichts-
barkeiıt in Kriminalsachen, wie S1e s österreichische Kon-
zordat bestimmt, hat diıe württembergische Konvention nıchts
geändert, sondern nur mit Rücksicht aui die Zeitverhältnisse
erlaubt, dafls solche Vergehen das weltliche Gericht Cn
bracht werden. Nımmft 111AIL in Betracht die damalıge Be-
mühung Österreichs, KEINE Stellung in Deautschland immer
mehr LU dominierenden machen, durch einen (GGarantıe-
vertrag Preulsen seiINEe Heeresiolge ketten, dasselbe iiber-
haupt in seinem Einflufs herabzudrücken, weıter WI1ie gerade
Iın Preuflsen die römische Kuriıe ihrer Herrschaft sicher Waäarl,
\ sieht Nan deutlich , WI1e das Vorgehen auf der SKANZCEN
Linıe nıcht hlofs e1IN wohl organısıertes War, sondern auch
schon s () weıt gediehen, dals 1LUFr eline Machtentwickelung
Österreichs, eIwa e1in Sieg in Italien 1859 noch nötig e
esen wäre, vollends 1n die Siegesstellung einzurücken
und die Herrschaft der Kirche über den ag ZUTCF Wahr-
heıt machen.

Die Konkordate hatten dıe Rechtsbasıis dazu schon D
schaffen. So auch das württembergische. Hätte U der
Staat, sobald Hom INT demselben vollkommen ernst machen
wollte, sıch das nıcht gefallen Jassen wollen , S wäare eInN
schwerer Streit entstanden , wobel aber der an 1Ur die
Rolle des schon Besiegten gespielt hätte

Was die Kurıe 1871 verlangte, War NUr die WHortsetzung
der Ansprüche Koms, weilche immer gleich bleiben. Hatte
INa Ja schon dıie Stirne , Sal unter dem olk Petitionen
verbreiten wollen , welche verlangten, dafs Deutschland
das Ketzerblut seiner Söhne vergijelse für dıie Herrschaft
des Vatikans, nachdem G5 kaum mıiıt Auf bletung aller Kraft
einen mutwilligen Anegriff zurückgeschlagen hatte, VO  a} dem
derselbe Vatikan höchstens das Milslingen bedauerte. Noch
aber sind. selhet manche protestantische . Politiker in der
Ilusion befangen, alg ob 1InA4n die durch die Reformation
wıeder ‚NS Licht gehobene Anschauung VO  > der xyleich KÖLL-
ichen Ordnung weltlicher un: geistlicher Gewalt 1Ur S!

ohne weıteres auf den Ultramontanısmus übertragen könnte,
und VON dıeser Täuschung geblendet, glauben sıe vertrauens-
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voll einem aufrıichtigen Bündnis SICH hingeben können,
WEeNnN sich darum handle, die ıdealen, dıe hohen sıitt-
lichen, die christlichen Interessen des Volkslebens wahren.
Allerdings nımmft der Ultramontanismus soiche he-
der der Reformationskirche auf, aber S1Ee Sind ihm keine
ebenbürtig Verbündeten, sondern Ketzer auf dem Wege nach
Rom Allerdings spricht der Ultramontanismus VON christ-
ıchen Interessen, aber C annn S1e 1Ur verstehen im römisch-
hierarchischen IN Eıne politische Partei, weiche sıch mıt
den AÄnschauungen der Kurie identihziert, annn qlg obersten
Grundsatz un etztes Zuel 1Ur dıe Herrschaft Koms über

Eın Bündnis mit ihrdie gesamte Christenheit testhalten.
ist 1Ur möglıch untfer der Bedingung völliger Unterordnung.
Diese Unterordnung wird allerdings nicht Von Anfang
ım Prinzip- gefordert, aber 1Ur 1938881 strenger, CS sich
bei praktiıschen Fragen das Yael des Ultramontanismus
handelt. Ein /Zusammengehen nıt demselben In pohtischer
Beziehung kannn HUF 1m einzelnen Fall stattfinden, der Zı

prüfen ıst, öb Gr nıcht blofs als Mittel ZU Ziweck benützt
werden soÄl, iın kirchenpolitischer B., WenNnn in einem Par-
lament e1nN Geist Herrschaft kommen wollte, wWI1ie G siıch
seiner Zeeit ın Frankfurt breit machte, Vogt ausref :
ICa bin tür Ärennung der Kırche VO Staat, aber
unter der Bedingung, dafls überhaupt das, Was Kıirche DGn
nannft, wiırd, vernichtet werde!“ Echte Söhne der Refor-
matıon können ohl in einzelnen Momenten Schulter
Schulter mit der ultramontanen Parteı schlagen mussen
aber sogleich wieder Gewehr bei Fuls! ın festgeschlossener
Kolonne sich selbständig ZU  — Abwehr aufstellen. ber auch
In der Gesetzgebung halte sıch nıcht auf em Boden
der abstrakten Theorie, sondern auf dem der Wirklichkeit.
Die eyangelische Kırche stellt sich schon ın ıhrem reforma-
torıschen Prinzip un ihrer Praxıs SAaNZ anders den
Staat als die römiısche. Wenn die Kirchengesetzgebung
Rom gegenüber immer iıhren Kern darın haben muls (wie
auch dıe Geschichte Jehrt), dals unberechtigte Ansprüche
auf Herrschaft ber Stdat nd <etzer abgewehrt werden,

ist CS einfache Log  k- dals das GlJleiche nicht auch der
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evangelischen Kirche oult Wenn sich 7WEI ungleich SegeN
mich verhalten, habe ich SE doch nıcht xJeich behandeln.
uch hier zeigt sich wieder , WI1IC die eigentliche Stellung
Roms und der wesentliche kirchenpolitische Unterschied
zwischen der Kirche des Mittelalters und der der deutschen
Reformation durchaus nicht gewürdıgt WwIrd. als
eIN einselt1ges Vorgehen auch VO estaatsmännıschen Stand-
punkt AUS möglıch 1st, zeigt gerade das Beispiel ürttem-
bergs, WO da se1t 1862 bestehende Gesetz ausdrücklich D
geben ist LUr LUr „ Kegelung des Verhältnisses der Staats-
gewalt ZU. xatholischen Kirche“.

Aus obıger Ausführung 5ß  © für ın Zeıt auch be-
herzigt werden, W4S Rom {ordert, selbst und gerade ın einem
parıtätischen Staat, WI1e fein In erworbenen Rechten An=
sprüche auf weıtere enthalten siınd.


